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Verhandlungspunkte und Ergebnisse:

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz
2018) 5

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/800

Erläuterungsband zu Einzelplan 05
Vorlage 17/264

– Einführung in den Einzelplan 05 durch Ministerin Yvonne Gebauer (MSB)
(siehe Anlagen 1 & 2 zu TOP 1)

in Verbindung mit:

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze und zur
Überleitung der vorhandenen Konrektorinnen und Konrektoren von
Grundschulen und Hauptschulen (Haushaltsbegleitgesetz 2018)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/1111
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2 Nordrhein-Westfalen in Europa: Erste Impulse setzen – Grenzüber-
schreitende Kooperation mit den Niederlanden und Belgien
intensivieren, den europäischen Zusammenhalt fördern, die struktu-
rellen Verknüpfungen ausbauen 20

Antrag
der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP
Drucksache 17/1113

Bei Zustimmung der Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP
und der AfD sowie bei Stimmenthaltung der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen empfiehlt der Ausschuss dem
federführenden Ausschuss für Europa und Internationales,
den Antrag anzunehmen. Hierbei regt er an, eine Beschluss-
empfehlung zu erarbeiten, die eine breite Unterstützung
erfährt.

3 Zukunftskonzept Schulsozialarbeit erarbeiten 22

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1121

Der Ausschuss ist mit diesem Vorgehen einverstanden und
stellt die inhaltliche Beratung zurück.

4 Umwandlung von Sekundarschulen in Gesamtschulen – Wie hoch ist
der Bedarf in den Kommunen NRWs und welche Unterstützung und
Hilfestellungen gibt die Landesregierung den Schulträgern 23

Bericht der Landesregierung
Vorlage 17/220

in Verbindung mit:

Zweizügige Fortführung von Sekundarschulen ermöglichen – Eltern,
Lehrern und Gemeinden im ländlichen Raum Planungssicherheit
geben

Antrag
der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP
Drucksache 17/1114

in Verbindung mit:
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Entfesselungskampagne für individuelle Lösungen in strukturellen
Fragen der Schulen in NRW – zum Antrag der Fraktionen der CDU und
der FDP: Zweizügige Fortführung von Sekundarschulen ermögli-
chen – Eltern, Lehrern und Gemeinden im ländlichen Raum Planungs-
sicherheit geben (Drucksache 17/1114)

Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1291

Der Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP in Drucksache
17/1114 wird durch den Ausschuss einstimmig angenommen.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD in Druck-
sache 17/1291 wird mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der Fraktionen
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.

5 Demokratie leben, Demokratie schützen, für Demokratie werben –
Politische Bildung muss alle mitnehmen 32

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/815

Der Ausschuss ist mit dem vorgesehenen Verfahren einver-
standen.

* * *
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Aus der Diskussion

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2018 (Haushaltsgesetz 2018)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/800

Erläuterungsband zu Einzelplan 05
Vorlage 17/264

– Einführung in den Einzelplan 05 durch Ministerin Yvonne Gebauer (MSB)
(siehe Anlagen 1 & 2 zu TOP 1)

in Verbindung mit:

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze und zur Überlei-
tung der vorhandenen Konrektorinnen und Konrektoren von Grundschulen
und Hauptschulen (Haushaltsbegleitgesetz 2018)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/1111

Vorsitzende Kirstin Korte bemerkt einleitend, der Erläuterungsband zu Einzelplan 05
in Vorlage 17/264 sei den Mitgliedern des Ausschusses vorab am 17. November 2017
per E-Mail zugesandt worden. Die Druckexemplare lägen zwischenzeitlich ebenfalls
vor. Die Gesetzentwürfe seien durch den Landtag am 15. November 2017 in die Aus-
schüsse überwiesen worden.

Zur Einführung in den Einzelplan 05 trägt Ministerin Yvonne Gebauer (MSB), un-
terstützt durch eine PowerPoint-Präsentation, Folgendes vor:

Finanzminister Lutz Lienenkämper hat am 15. November 2017 den Haushaltsplanent-
wurf der Landesregierung für das Haushaltsjahr 2018 in den Landtag eingebracht. Er
hat für die Landesregierung deutlich gemacht, dass mit diesem ersten Gestaltungs-
haushalt Konsolidierung, Modernisierung und Investitionen in die Zukunft in den Mit-
telpunkt gestellt werden. Ich möchte daher zu Beginn meiner Einführung in den Ein-
zelplan 05 kurz die Eckdaten des Landeshaushalts 2018 nennen.

Das Ausgabenvolumen des Gesamthaushalts beträgt rund 74,5 Milliarden €. Die Net-
toneuverschuldung wird mit 0 € kalkuliert. Damit ist der Haushaltsplanentwurf 2018 der
erste Landeshaushalt seit 1973, der ohne neue Kredite auskommt. Das ist auch ein
wichtiger Beitrag zur Generationengerechtigkeit gegenüber den heutigen Schülerin-
nen und Schülern.
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Mit einem Anteil von rund 24,18 % an den Gesamtausgaben ist der Einzelplan 05 der
größte Einzeletat. Das Ausgabenvolumen des Einzelplans 05 beträgt rund 18 Milliar-
den € und ist damit um rund 229 Millionen € höher als im Haushaltsjahr 2017.

Die Personalausgaben – hierzu zählen neben den Gehältern für die aktiven Beschäf-
tigten die Versorgungsausgaben sowie Beihilfen und Fürsorgeleistungen – steigen um
rund 118,4 Millionen € an. Dies liegt insbesondere daran, dass die zusätzlichen Stellen
des Haushaltsplans 2017 ausfinanziert werden, dass 1.303 neue Stellen im Schulbe-
reich anteilig finanziert werden, dass die Anhebung der Besoldung der Konrektorinnen
und Konrektoren an Grund- und Hauptschulen berücksichtigt worden ist und dass die
Zahl der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gestiegen ist.

Der Anstieg der Personalausgaben wird gedämpft, weil das sogenannte Schulbudget
aufgrund von Minderausgaben im Zusammenhang mit der Altersteilzeit um 145 Millio-
nen € reduziert wurde.

Die sächlichen Verwaltungsausgaben steigen um rund 8,6 Millionen €. Ursächlich sind
insbesondere die Durchführung einer Kampagne zur Gewinnung weiterer Lehrkräfte
und die Erhöhung der Fortbildungsmittel. Zudem werden zusätzliche Mittel zur Ver-
besserung der digitalen Infrastruktur und für E-Government bereitgestellt.

Die Zuweisungen und Zuschüsse steigen um rund 99,8 Millionen € an. Dies betrifft
vorwiegend Mehraufwendungen für den Offenen Ganztag und das FerienIntensivTrai-
ning (FIT) in Deutsch.

Weitere Mehrausgaben entstehen durch die Gewährung von Zuschüssen zu den Kos-
ten für die auswärtige Unterbringung bei der Blockbeschulung von Auszubildenden
und bei der Ersatzschulfinanzierung.

Die Ausgaben für Investitionen steigen um rund 1,6 Millionen € und damit um über
50 %. Das ist vorrangig auf die Investitionen zur Verbesserung der digitalen Infrastruk-
tur in den ZfSL zurückzuführen.

Die besonderen Finanzierungsausgaben werden um 0,34 Millionen € reduziert und
betragen somit 10,4 Millionen €. Es handelt sich dabei um eine Globale Minderaus-
gabe zum anteiligen Ausgleich des Haushalts, die zusätzlich zu der Minderausgabe
bei den sächlichen Verwaltungsausgaben von rund 11,4 Millionen € im Einzelplan 05
im Jahr 2018 erwirtschaftet werden muss. Insgesamt ergeben sich also rund 21,8 Mil-
lionen € an Globalen Minderausgaben im Einzelplan 05.

Der Einzelplan 05 ist und bleibt durch seine hohen Personalausgaben gekennzeichnet.
Die Personalausgaben einschließlich der Versorgungsausgaben und der Beihilfeleis-
tungen machen einen Anteil von rund 86,6 % aus. Der Anteil der sächlichen Verwal-
tungsausgaben beläuft sich auf 0,46 %, der Anteil der Zuweisungen und Zuschüsse –
hier sind die Zuschüsse an die Ersatzschulen mit berücksichtigt – beträgt rund 13 %.

Dies waren in Kürze die Zahlen, die den Einzelplan 05 im Haushaltsplanentwurf 2018
umreißen.

Zu jeder Einbringung des Entwurfs des Einzelplans 05 gehört auch der Ausblick auf
die erwarteten Schülerzahlen. Ich komme zunächst zur Schülerzahlentwicklung im
Vergleich der Haushaltsjahre 2017 und 2018 und damit zu der Frage: Wie werden sich
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die Schülerzahlen an öffentlichen Schulen voraussichtlich entwickeln, von welchen
Prognosen geht der Haushaltsplanentwurf 2018 aus?

Die Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs 2018 basiert auf der aktuellen Schülerzahl-
prognose auf Basis der Amtlichen Schuldaten für das Schuljahr 2016/2017; das ist die
sogenannte Oktoberstatistik zum Stichtag 15. Oktober 2016. Die Prognosen für den
Haushaltsplanentwurf 2018 gehen davon aus, dass die Schülerzahl an den öffentli-
chen Schulen im Jahr 2018 gegenüber dem Haushaltsplan 2017 um 18.792 oder
0,8 % auf rund 2.313.700 sinkt. Vergleichszahl ist dabei die Schülerzahl des Haus-
haltsplans 2017, die auf Basis der Amtlichen Schuldaten 2015 prognostiziert wurde.

In der Primarstufe wird gegenüber dem Haushaltsplan 2017 eine um 5.073 oder 0,8 %
niedrigere Schülerzahl prognostiziert. Sie liegt bei 630.884.

In der Sekundarstufe I gehen wir in den beteiligten Schulformen im Saldo von rund
14.230 Schülerinnen und Schülern weniger aus als beim Haushaltsplan 2017.Das ist
ein Minus von 1,6 %.

In der Sekundarstufe II liegt die Zahl der Schülerinnen und Schüler an allgemeinbil-
denden Schulen mit insgesamt voraussichtlich plus 5.839 oder 2,6 % höher als beim
Haushaltsplan 2017.

In den Weiterbildungskollegs werden etwa 1.780 Schülerinnen und Schüler weniger
erwartet als beim Haushaltsplan 2017; das entspricht einem Minus von 7,9 %.

Die Schülerzahlprognose für die Förderschulen steigt geringfügig und geht von plus
439 Schülerinnen und Schülern aus, also einem Plus von 0,7 %.

In den Berufskollegs werden etwa 3.986 Schülerinnen und Schüler weniger erwartet
als beim Haushaltsplan 2017; das entspricht einem Minus von 0,8 %.

Im Haushaltsplanentwurf 2018 steigt die Stellenzahl in den Schulkapiteln gegenüber
dem Haushaltsplan 2017 im Saldo um 1.283 Stellen. Unter Berücksichtigung der Mehr-
und Ausgleichsbedarfe steigt die Stellenzahl in der Grundschule, in der Sekundar-
schule, in der Gesamtschule, im Bereich der Inklusion und an den Berufskollegs. In
den übrigen Schulformen sinkt schülerzahlbedingt die Lehrerstellenzahl.

Ich komme zu den kw-Vermerken im Lehrerstellenbereich. Im Haushaltsplan 2017 wa-
ren 3.299 Planstellen mit einem kw-Vermerk – also „kann wegfallen“-Vermerk – zum
1. August 2018 ausgewiesen. Diese kw-Vermerke, noch von Rot-Grün ausgebracht,
werden mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 gestrichen. 900 kw-Vermerke waren bei
den Stellen für die Sprachförderung vorgesehen. Diese Stellen stehen damit nun dau-
erhaft für diesen Zweck zur Verfügung. 1.648 Stellen werden für die Abdeckung des
Grundbedarfs weiter benötigt. 751 Stellen konnten für neue oder zusätzliche Bedarfe
im Haushaltsplanentwurf 2018 verwendet werden.

Investitionen in die Bildung sind Investitionen in die Zukunft. Wir investieren in die Kin-
der und in die Köpfe und wollen somit den Aufstieg durch Bildung ermöglichen. Ein
zentrales Thema ist die Frage, wie die sonderpädagogische Unterstützung von Kin-
dern mit Handicaps künftig gestaltet werden kann. Inklusion muss qualitativ so gestal-
tet werden, dass sie von den Menschen als gesellschaftlicher Gewinn wahrgenommen
wird. Wir wollen die Qualität in den Mittelpunkt stellen und die Rahmenbedingungen
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für die inklusiven Schulen verbessern. Die Ressourcen, die wir für die Inklusion bereit-
stellen, sollen konzentrierter und zielgenauer eingesetzt werden.

Ich bin in diesem Zusammenhang davon überzeugt, dass sich die bisherige Form des
Stellenbudgets im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen in der Praxis nicht
bewährt hat. Förderschulen und allgemeine Schulen haben in der Vergangenheit um
eine begrenzte Ressource konkurriert. Mir ist aber wichtig, dass kein Förderort zulas-
ten des anderen geht.

Mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 wird daher der Lehrerstellenbedarf der Förder-
schulen im Bereich der Lern- und Entwicklungsstörungen nach der geltenden Schüler-
Lehrer-Relation – sowie natürlich der entsprechenden Mehrbedarfe und Ganztagszu-
schläge – im Haushalt wieder gesondert veranschlagt werden. In der Summe sind für
den Grundbedarf sowie die entsprechenden Mehrbedarfe und Ganztagszuschläge im
Haushaltsplanentwurf 2018 für rund 34.685 Schülerinnen und Schüler 4.671 Stellen
vorgesehen. Im Einzelnen werden 3.486 Stellen für den Grundbedarf vorgesehen,
254 Stellen für den Ganztag, 161 Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf für die Förde-
rung der Schülerinnen und Schüler mit den Förderschwerpunkten emotionale und so-
ziale Entwicklung und Sprache sowie 770 Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf für
die Unterstützung der Schülerinnen und Schüler mit einer besonderen Ausprägung
des Förderschwerpunkts emotionale und soziale Entwicklung.

Sollte sich die Schülerzahl an diesen Förderschulen zum Zeitpunkt der Stellenzuwei-
sung anders darstellen als derzeit prognostiziert, erfolgt eine Nachsteuerung unter Be-
rücksichtigung des Gesamtstellenrahmens. Bedarfssteigerungen an den Förderschu-
len gehen damit nicht mehr zulasten der Ressourcen für die Inklusion an allgemeinen
Schulen. Die bisherige Bewirtschaftung der Stellen für Förderschulen und für die all-
gemeinen Schulen aus einem regionalen Stellenbudget im Bereich der Lern- und Ent-
wicklungsstörungen wird somit beendet.

Die grundsätzliche Entscheidung, dass Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an son-
derpädagogischer Unterstützung, die die allgemeine Schule besuchen, auch beim
Stellengrundbedarf der jeweiligen Schulform mit berücksichtigt werden, bleibt unange-
tastet. Diesen Ansatz finde ich auch richtig. Auch wird unterstrichen, dass Schülerin-
nen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung gleichberechtigt
wie die übrigen Schülerinnen und Schüler auch zur allgemeinen Schule gehören.

Für die Unterstützung der allgemeinen Schulen wird der Unterrichtsmehrbedarf für die
sonderpädagogische Unterstützung als Stellenkontingent „Inklusion für Lern- und Ent-
wicklungsstörungen (allgemeine Schule)“ veranschlagt. Unter Berücksichtigung der
Mechanismen zur Ermittlung des ehemaligen LES-Budgets der Vorgängerregierung
wäre die Anpassung an die allgemeine Schülerzahlentwicklung erfolgt. Dies hätte eine
Absenkung im ehemaligen LES-Budget um 66 Stellen erforderlich gemacht. Ich habe
diese Anpassung in der Vergangenheit schon kritisiert. Dieser Mechanismus wird nicht
fortgeführt, diese Stellen bleiben für die Schulen daher erhalten.

Des Weiteren wurden Minderbedarfe, die sich aus dem Auslaufen der Integrativen
Lerngruppen ergeben und bei den Stellen zur Steigerung der Berufsfähigkeit in den
Förderschulen entstanden sind, in der Vergangenheit auf zusätzliche Stellenbedarfe
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der Inklusion angerechnet. Auch diese Anrechnung führe ich so nicht fort. Diese
130 Stellen werden vielmehr in das neue Stellenkontingent „Inklusion für Lern- und
Entwicklungsstörungen (allgemeine Schule)“ entsprechend überführt. Für die sonder-
pädagogische Unterstützung der allgemeinen Schule für Lern- und Entwicklungsstö-
rungen stehen damit im Schuljahr 2018/2019 5.577 Stellen zur Verfügung. 196 Stellen,
die bei Fortführung der Anpassungsregeln der Vorgängerregierung weggefallen wä-
ren, bleiben somit erhalten.

Unverändert erfolgt die Veranschlagung der Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf au-
ßerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen. Hier bleibt es bei der Doppelzählung.
Nach der Auswertung der Amtlichen Schuldaten vom 15. Oktober 2016 ist allerdings
davon auszugehen, dass laut Prognose die Schülerzahl im Bereich der Förderschwer-
punkte Geistige Entwicklung, Körperliche und Motorische Entwicklung, Hören und
Kommunikation sowie Sehen, die eine allgemeine Schule besuchen werden, gegen-
über der Prognose zum Haushaltsplan 2017 um 522 Schülerinnen und Schüler niedri-
ger liegen wird. Der Stellenbedarf für die sonderpädagogische Unterstützung sinkt ent-
sprechend um 79 Stellen, die Stellen aber verbleiben im Gesamtsystem.

Die Veränderung in der Veranschlagungspraxis im Bereich der Lern- und Entwick-
lungsstörungen reicht nicht aus, um die Rahmenbedingungen für die Inklusion so zu
verändern, dass sich künftig deutliche qualitative Verbesserungen zeigen werden. Wir
wollen für inklusiv arbeitende Schulen aber eine spürbar bessere Unterstützung errei-
chen.

Neben den benötigten Stellen für Lehrkräfte für sonderpädagogische Förderung wer-
den daher mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 weitere personelle Unterstützungs-
maßnahmen initiiert. Im Haushaltsplanentwurf 2018 werden 330 zusätzliche Stellen
für „multiprofessionelle Teams“ eingerichtet. Diese Stellen, die für andere Professio-
nen als Lehrkräfte vorgesehen sind, sollen gerade inklusiven Schulen der Sekundar-
stufe I zugutekommen, die auch mit Blick auf sozialräumliche Rahmenbedingungen
vor besonderen Herausforderungen stehen. Außerdem werden 400 Stellen für allge-
meine Lehrkräfte zusätzlich veranschlagt, damit in „inklusiven Schulen“ Differenzie-
rungsangebote besser ermöglicht werden können.

Ich komme zu dem Bereich der schulpolitischen Schwerpunkte. Die Rahmenbedin-
gungen für einen bestmöglichen Unterricht in der Grundschule müssen verbessert
werden. Vor dem Hintergrund des aktuellen Lehrerarbeitsmarktes ist dieses Anliegen
nicht nur für mich, sondern für uns alle eine besondere Herausforderung. Es lohnt sich,
in dieser Hinsicht über den Tellerrand hinauszuschauen.

Es gibt seit langer Zeit positive Erfahrungen mit der Einbindung von sozialpädagogi-
schen Fachkräften in der flexiblen Schuleingangsphase der Grundschulen. Diesen An-
satz werden wir mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 weiterentwickeln und verstärkt in
die Fläche bringen. Mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 wird die Zahl der Stellen für
sozialpädagogische Fachkräfte in der flexiblen Schuleingangsphase um 600 Stellen
erhöht. Die Stellenzahl wird damit mehr als verdoppelt und steht den Grundschulen
zusätzlich zur Verfügung.
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Das ist ein ganz wichtiger Schritt, um die Rahmenbedingungen für die Lehrkräfte an
den Grundschulen deutlich zu verbessern. Grundschulen sollen so in die Lage versetzt
werden, Kinder von Beginn an besser individuell fördern zu können. Durch diese zu-
sätzlichen Tarifstellen reagieren wir auch auf die schwierige Stellenbesetzungssitua-
tion an Grundschulen.

Neben den Grundschulen ist mir die berufliche Bildung ein besonderes Anliegen. Sie
ist das Fundament für die Sicherung des Fach- und Führungskräftenachwuchses in
Nordrhein-Westfalen. Unsere Berufskollegs müssen fair behandelt und wieder deutlich
stärker unterstützt werden. Der Haushaltsplanentwurf 2018 sieht nun in einem ersten
Schritt vor, den Berufskollegs 250 Stellen zusätzlich zur Verfügung zu stellen. Für die
vorläufige Fortführung des Programms „Fit für mehr“ in seiner jetzigen Ausgestaltung,
mit dem ein Bildungsangebot für geflüchtete 18- bis 25-jährige neu Zugewanderte am
Berufskolleg eingerichtet worden ist, werden 200 Stellen zusätzlich bereitgestellt.

Ich komme zu einem weiteren schulpolitischen Schwerpunkt, dem Unterrichtsausfall.
Wir wollen eine flächendeckende und schulscharfe Unterrichtsausfallstatistik etablie-
ren. Den Unterrichtsausfall künftig transparent und umfänglich zu erfassen, verursacht
bei den Schulen aber auch Erhebungsaufwände. Damit diese nicht zu einer zusätzli-
chen Belastung der Schulleitungen und Lehrkräfte werden, wird die erforderliche Ent-
lastung auch mit zusätzlichen Stellen hinterlegt. Jede teilnehmende Schule erhält zum
Ausgleich eine Entlastungsstunde. Das entspricht landesweit 183 Lehrerstellen.

Ziel der Landesregierung bleibt es, die Stellenausstattung der Schulen weiter zu ver-
bessern. So führe ich selbstverständlich die Verbesserung der Klassenfrequenzricht-
werte in der Sekundarstufe I der Realschulen, Gymnasien und Gesamtschulen weiter
fort. 263 Stellen werden für die Absenkung des Klassenfrequenzrichtwertes von 28
auf 27 in der Sekundarstufe I der Realschulen, Gymnasien und Gesamtschulen bereit-
gestellt, woran im kommenden Schuljahr 2018/2019 die Jahrgangsstufen 5 bis 9 par-
tizipieren. Damit werden die Klassengrößen schrittweise weiter abgesenkt. Insgesamt
werden damit hierfür 1.323 Stellen aufgewendet.

Auch die Maßnahmen des Ausbildungskonsenses werden mit 70 zusätzlichen Stellen
weitergeführt. Hierfür stehen dann insgesamt 490 Stellen zur Verfügung.

Für den erhöhten Differenzierungsbedarf, der durch den islamischen Religionsunter-
richt entsteht, werden weitere 50 Stellen eingesetzt. Insgesamt stehen damit 250 Stel-
len bereit.

Ich komme zur Offenen Ganztagsschule. Wir wollen die Flexibilisierung der Offenen
Ganztagsschule erhöhen und ihren quantitativen Ausbau fortführen. Die Frage der
Stärkung der Qualität in der Offenen Ganztagsschule wollen wir im Dialog mit Trägern,
Kommunen und der freien Wohlfahrtspflege weiterentwickeln und voranbringen.

Für die Offene Ganztagsschule im Primarbereich werden 26,67 Millionen € zusätzlich
bereitgestellt. Damit finanzieren wir den Platzzahlaufwuchs auf die Rekordzahl von
315.600 Plätzen hier bei uns in Nordrhein-Westfalen. Das sind 8.000 Plätze mehr als
im Jahr 2017.
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Seit dem Jahr 2016 erfolgt jährlich die Erhöhung der Fördersätze um 3 %. Dies wird
mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 fortgeführt. Aber um das Fundament der Finan-
zierung und damit die Qualität des offenen Ganztags zu verbessern, erhöhen wir die
Fördersätze ab dem Schuljahr 2018/2019 darüber hinaus mit diesem Haushalt um
weitere 3 %. Insgesamt erreicht der offene Ganztag im Primarbereich im Haushalts-
planentwurf 2018 damit ein Ausgabenvolumen von über 480 Millionen €.

Ich komme zu den Lehrkräften und ihrer Unterstützung. Lehrkräfte verdienen unsere
Wertschätzung, unsere Unterstützung und unseren Respekt. Wir schließen die Ge-
rechtigkeitslücke bei der Konrektorenbesoldung an Grund- und Hauptschulen mit dem
Haushaltsplanentwurf 2018. Das Haushaltsbegleitgesetz sieht vor, die Ämter der stell-
vertretenden Schulleitungen neu zu bewerten. Die Besoldung der Konrektorinnen und
Konrektoren an Grund- und Hauptschulen wird auf die Besoldungsgruppe A 13 plus
Amtszulage angehoben. Im Haushaltsplanentwurf 2018 sind dafür zusätzliche Besol-
dungsmittel in Höhe von rund 12 Millionen € und die entsprechenden Stellenhebungen
vorgesehen.

Gute Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte sind Teil der Wertschätzung und ebenso Vo-
raussetzung für die Gewinnung hochqualifizierter Nachwuchskräfte. Die Gesundheits-
förderung unserer Lehrkräfte ist mir in meiner Verantwortung als oberste Dienstvorge-
setzte auch ein sehr wichtiges Anliegen. Hierzu gehören auch Maßnahmen des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes. Die Mittel für den Ausbau des betriebsärztlichen
Dienstes werden mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 um über 5,6 Millionen € erhöht.
Mit dieser Aufstockung kann der betriebliche Gesundheitsschutz in den Schulen be-
darfsgerecht ausgebaut werden.

Zur Unterstützung der Schulen und Lehrkräfte zählt auch unser Ziel einer Fortbildungs-
offensive. Hierfür werden die Ausgaben für Lehrerfortbildungsmaßnahmen um 1,6 Mil-
lionen € erhöht. Die zusätzlichen Mittel sind insbesondere für Maßnahmen im Bereich
der Digitalisierung, der Inklusion und der Integration vorgesehen. Die staatliche Leh-
rerfortbildung soll aber auch in Bezug auf Qualität, Bedarfsorientierung, Alltagstaug-
lichkeit und Nachhaltigkeit überprüft und weiterentwickelt werden.

Auch wenn ein Schwerpunkt bei der Ausbringung zusätzlicher Stellen im Haushalts-
planentwurf 2018 die Unterstützung der Schulen durch andere Professionen ist, dürfen
unsere Anstrengungen bei der Stellenbesetzung nicht nachlassen. Wir werden in die-
sem Zusammenhang im Jahr 2018 eine schon mehrfach angekündigte Werbe- und
Imagekampagne für den Lehrerberuf starten. Hierfür sind zusätzliche Mittel in Höhe
von 2 Millionen € für die Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt.

Ich komme nun zu dem großen Bereich der Integration. Wir wollen und werden die
Schulen bei der anspruchsvollen Aufgabe der Integration weiter unterstützen. Die Vor-
gängerregierung hat im Bereich der Sprachförderung in den vergangenen beiden
Haushalten 1.200 zusätzliche Stellen geschaffen, die aber mit einem kw-Vermerk ver-
sehen waren. 900 kw-Vermerke sollten zum 1. August 2018fällig sein, die Stellen also
abgebaut werden. Diese kw-Vermerke werden gestrichen; das heißt, die Stellen ste-
hen damit dauerhaft zur Verfügung.
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Wir wollen bei der Integration verstärkt die Ferienzeit für die Sprachförderung nutzen
und das FerienIntensivTraining für neu zugewanderte junge Menschen weiter aus-
bauen. Mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 werden hierfür 2,15 Millionen € zusätzlich
bereitgestellt. Damit können wir im Jahr 2018 in den Ferien, beginnend ab den Oster-
ferien, 450 Kurse bezuschussen.

Ich komme nun zu dem Kapitel Digitalisierung in Lehrerausbildung und Schule. Sie
wissen, die Digitalisierung findet in der gesamten Lebenswelt statt. Schülerinnen und
Schüler müssen durch kompetente Lehrkräfte auf diese Lebenswelt vorbereitet wer-
den. Schulen und Lehrkräfte benötigen neben der besseren Ausstattung vor allem
auch fachliche Unterstützung. Ebenso wichtig ist die Qualifikation zukünftiger Lehr-
kräfte.

Im Rahmen der Lehrerausbildung werden Ausbildungsangebote für die Lehramtsan-
wärterinnen und -anwärter im Vorbereitungsdienst erarbeitet. Seit 2016 existiert das
mehrjährige Programm zur Verbesserung der IT-Infrastruktur der 33 Zentren für die
schulpraktische Lehrerausbildung in NRW, um auch die technischen Voraussetzungen
für diese Anforderung an die Lehrerausbildung zu schaffen. Dabei ging und geht es
um breitbandige Internetzugänge, leistungsstarke WLAN-Anlagen, Notebooks und di-
gitale Medien.

Die Mittel für dieses mehrjährige Programm werden mit dem Haushaltsplanentwurf
2018 um 2,25 Millionen € erhöht. Zudem sieht der Haushaltsplanentwurf 2018 eine
Verpflichtungsermächtigung für die kommenden Jahre in Höhe von über 7 Millionen €
vor. Insgesamt fließen über 13,9 Millionen € in dieses wichtige Programm. Das ist
deutlich mehr als die Vorgängerregierung noch eingeplant hatte.

Die Zentren für die schulpraktische Lehrerausbildung benötigen zudem weitere
IT-Fachkräfte, die diese IT-Infrastruktur schaffen und begleiten. Es werden daher
sechs neue Stellen diesbezüglich geschaffen.

Die Schulen benötigen, um der Dynamik des digitalen Wandels gerecht zu werden,
zudem Unterstützung durch Fortbildungsangebote. Die Medienberaterinnen und Me-
dienberater in den Kompetenzteams leisten dabei wertvolle Arbeit, da sie bereits jetzt
die Schulen bei der Entwicklung von fachbezogenen Lernmittelkonzepten begleiten.
Mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 werden 25 zusätzliche Stellen für Medienberate-
rinnen und Medienberater zur Verfügung gestellt.

In einer digitalen Welt müssen auch die Belange des Datenschutzes berücksichtigt
werden. Dies gilt auch für den Datenschutz in den Schulen. Die behördlichen Daten-
schutzbeauftragen unterstützen und beraten hierbei die Schulleitungen. Mit dem Haus-
haltsplanentwurf 2018 werden für die behördlichen Datenschutzbeauftragten bei den
Schulämtern elf zusätzliche Stellen bereitgestellt. Dies entspricht einer Verdopplung
der bisherigen Ressourcen.

Die privaten Ersatzschulen sind gleichberechtigter Teil des öffentlich verantworteten
Schulsystems in Nordrhein-Westfalen. Diese Schulen in freier Trägerschaft bereichern
unser Schulangebot in NRW. Die hohe Zahl von Ersatzschulen im Land stellt einen
pädagogischen Zugewinn dar, der unverzichtbar ist. Sie nehmen selbstverständlich an
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den Verbesserungen des Haushalts wie zum Beispiel der Senkung des Klassenfre-
quenzrichtwerts entsprechend teil. Für die Bezuschussung der privaten Ersatzschulen
werden im Haushaltsjahr 2018 rund 67,6 Millionen € zusätzlich bereitgestellt. In der
Summe sind damit im Haushaltsplanentwurf 2018 über 1,6 Milliarden € für private Er-
satzschulen vorgesehen.

Der Berufsschulunterricht in Berufen mit einer nur geringen Zahl an Auszubildenden
ist aufgrund des großen Schuleinzugsbereiches nur im Blockunterricht möglich. Für
einen Teil der Auszubildenden erfordert dies zusätzliche finanzielle Aufwendungen für
die auswärtige Unterbringung. Damit diese Jugendlichen durch ihre Berufswahl nicht
benachteiligt werden, beteiligt sich das Land künftig an den zusätzlichen Kosten. Es
werden hierfür 8,4 Millionen € zur Verfügung gestellt.

Mit dem zum 1. August 2016 in Kraft getretenen 3. Änderungsgesetz zum Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz wurden die Leistungen des AFBG weiter ausgebaut. Mit
höheren Fördersätzen, höheren Zuschussanteilen und höheren Freibeträgen bietet
das AFBG gleichwertige Förderbedingungen, wie sie auch Studierende in Form des
BAföG erhalten. Die Mittel werden daher mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 um
7,17 Millionen € erhöht.

Sehr geehrte Damen und Herren, im Rahmen der dritten Evaluation des Gesetzes zur
Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion trifft die Landesre-
gierung mit dem Haushaltsplanentwurf 2018 Vorsorge, um die Untersuchungsergeb-
nisse der Gutachter umzusetzen. Die Mittel für die Inklusionspauschale werden um
20 Millionen € erhöht. Zudem besteht weiterhin die Möglichkeit, den sogenannten
Korb II um 5 Millionen € aus dem Korb I zu verstärken. Ab 2018 stehen somit 60 Milli-
onen € zur Verfügung. Mein Haus und ich befinden sich derzeit in Abstimmungsge-
sprächen mit den kommunalen Spitzenverbänden, die hoffentlich bald zu einem posi-
tiven Ergebnis führen werden.

Zum Abschluss möchte ich Sie noch auf die Stellenentwicklung im Ministerium für
Schule und Bildung aufmerksam machen. Die Stellenentwicklung in den Ministerien
wurde durch die Opposition mit dem Nachtrag 2017 schon kritisiert. Mit dem Haus-
haltsplanentwurf 2018 aber müssen neue Stellen in den Ministerien geschaffen wer-
den. Die NRW-Koalition hat mit dem Koalitionsvertrag deutlich gemacht, dass gerade
im Bereich Bildung ein deutliches Umsteuern, eine deutliche Verbesserung erfolgen
soll.

Es gibt zahlreiche Themen, die in dieser Legislaturperiode auf meiner Agenda stehen
und vorangetrieben werden sollen. Dabei geht es mir unter anderem um die Unterstüt-
zung der wichtigen bildungspolitischen Themen wie zum Beispiel G 8/G 9, Inklusion,
Digitalisierung, aber auch die Erhebung des Unterrichtsausfalls. Um diese bildungspo-
litischen Schwerpunkte qualitativ umsetzen zu können, muss im Ministerium für Schule
und Bildung auch die entsprechende Arbeitskraft zur Verfügung stehen. Mit dem Haus-
haltsplanentwurf 2018 werden daher 16 Planstellen und zwei Tarifstellen neu geschaf-
fen.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen hier im Ausschuss am 4. Oktober 2017 die
wesentlichen Eckpunkte meiner Schulpolitik in dieser Legislaturperiode vorgestellt.
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Viele Themen habe ich im jetzt vorliegenden Haushaltsplanentwurf 2018 mit konkreten
Zahlen belegt. Dieser Schulhaushalt macht deutlich, dass Bildung für die Landesre-
gierung eine hohe Priorität genießt. Wir investieren in unsere Schulen, um die Zu-
kunftschancen der jungen Generation weiter zu steigern. Wir investieren, um die Bil-
dungsgerechtigkeit und die Chancengerechtigkeit zu erhöhen.

Ich habe Ihnen in meiner Einführung die wesentlichen Veränderungen im Einzel-
plan 05 dargestellt. Das kann selbstverständlich nicht abschließend sein. Alle Einzel-
heiten finden Sie sehr ausführlich in dem Erläuterungsband, den meine Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter für den Haushaltsplanentwurf 2018 erarbeitet haben und der Ihnen
als Vorlage vorliegt. Sie erhalten selbstverständlich zeitnah den Entwurf meines
Sprechzettels und die PowerPoint-Präsentation zur heutigen Einbringung des Ent-
wurfs des Einzelplans 05 für das Haushaltsjahr 2018.

Vorsitzende Kirstin Korte erklärt, nach der Einbringung des Einzelplans 05 durch die
Ministerin sollten in der heutigen Beratung in erster Linie Informationsfragen gestellt
werden. Wie in den Vorjahren praktiziert, könnten die Fraktionen weitere Fragen zum
Einzelplan 05 schriftlich stellen. Diese würden bis zur abschließenden Beratung im
Ausschuss durch das Ministerium beantwortet werden. – Die Vorsitzende eröffnet so-
dann die Aussprache.

Jochen Ott (SPD) bemerkt einleitend, die Abdrucke des Haushaltsplanentwurfs und
des Erläuterungsbandes zu Einzelplan 05 seien nicht für alle Abgeordneten zeitge-
recht verfügbar gewesen; hierauf sollte in Zukunft geachtet werden. Die Obleute hätten
zu Recht einen sehr eng getakteten Zeitplan für die Haushaltsberatungen vereinbart.
Er, Jochen Ott, hoffe, dass die schriftlich einzureichenden Fragen so rasch beantwortet
würden, dass in der Sitzung am 6. Dezember 2017 eine fundierte Beratung möglich
sein werde.

Der Abgeordnete fährt fort, die Ministerin habe sich sicherlich nur versprochen, als sie
den Zusatz „kw“ mit „kann wegfallen“ übersetzt habe. Die kw-Vermerke würden bei
den Stellen ausgebracht, die künftig wegfallen könnten. Hierbei handle es sich um ein
Steuerungsinstrument, das von den Regierungen im Rahmen der Stellenbewirtschaf-
tung eingesetzt werde.

Der Abgeordnete möchte wissen, auf welcher Zahlenbasis die den Ansätzen im Haus-
haltsplanentwurf zugrunde gelegte Schätzung der Schülerzahlen beruhe und inwieweit
die aktuelle Steigerung der Geburtenzahlen, über die aus vielen Landesteilen berichtet
werde, dabei berücksichtigt sei.

Der Abgeordnete fragt weiter, auf welche Weise der Bedarf an 183 Ausgleichsstellen
für die Erhebung des Unterrichtsausfalls ermittelt worden sei und welche Vorkehrun-
gen getroffen würden, damit diese Aufgabe in den Schulen effizient und nach einheit-
lichen Maßstäben wahrgenommen werden könnte.

Jochen Ott (SPD) greift ferner die Äußerung der Ministerin auf, dass bei 900 Stellen
im Bereich der Sprachförderung der ausgebrachte kw-Vermerk gestrichen werden
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solle. Der Abgeordnete möchte wissen, wie mit den weiteren Stellen umgegangen wer-
den solle, die aufgrund der Flüchtlingssituation geschaffen worden seien.

Der Abgeordnete fragt des Weiteren, welche Vorkehrungen die Landesregierung in
der Mittelfristigen Finanzplanung zu treffen beabsichtige, um der Forderung nach der
Angleichung der Besoldung für Lehrerinnen und Lehrer mit gleicher Ausbildung zu ent-
sprechen, und inwieweit im Haushaltsplanentwurf und in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung das Problem der sehr unterschiedlichen Nettogehälter von angestellten und ver-
beamteten Lehrkräften angegangen werden solle.

Der Abgeordnete erkundigt sich weiter, wie die Aussichten stünden, die zusätzlich aus-
gebrachten 2.048 Lehrerstellen zu besetzen, und inwieweit hier möglicherweise Per-
sonalkosten veranschlagt würden, die faktisch nicht verausgabt werden könnten.

Jochen Ott (SPD) bittet ferner darum, die jetzt vorgenommene Aufgliederung der Stel-
len im Bereich des sonderpädagogischen Förderbedarfs in Bezug auf die verschiede-
nen Förderbedarfe noch einmal eingehend zu erläutern und insbesondere einen Ver-
gleich mit der früheren Personalausstattung zu ermöglichen. Dies könne auch im Rah-
men der schriftlichen Beantwortung der Fragen geschehen.

Der Abgeordnete möchte schließlich wissen, wie die zusätzlichen Stellen für sozialpä-
dagogische Fachkräfte auf die Grundschulen verteilt werden sollten.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) kündigt an, dass sie und ihre Mitarbeiter die Fra-
gen so weit wie möglich mündlich, eventuell offen bleibende Fragen jedoch schriftlich
beantworten würden.

Sie bedankt sich zunächst für den Hinweis auf die Bedeutung der Abkürzung „kw“ und
räumt ein, dass sie sich insoweit versprochen habe.

Die Ministerin fährt fort, ihres Wissens seien die Druckstücke des Erläuterungsberichts
in ausreichender Zahl zeitgerecht beim Landtag angeliefert worden; wenn dem nicht
so gewesen sein sollte, könne sie sich dafür nur entschuldigen.

MD Christoph Gusovius (MSB) berichtet, er könne aus eigener Kenntnis sicher sa-
gen, dass der Erläuterungsband in 120 Abdrucken am 20. November 2017 gegen Mit-
tag beim Landtag angeliefert worden sei.

Der Ministerialvertreter fährt fort, die Schülerzahlprognose für das Jahr 2018 beruhe
auf den Ist-Daten mit Stand vom 15. Oktober 2016. Die Ist-Zahlen mit Stand vom
15. Oktober 2017 seien noch nicht verfügbar. Die Zunahme der Geburtenzahlen, die
aktuell zu beobachten sei, sei für den Haushaltsplanentwurf 2018 nicht relevant, da
sie sich erst in einigen Jahren in einer höheren Schülerzahl niederschlagen werde.
Wenn sich insoweit ein Trend ausbilden sollte, werde sich dieser in den künftigen Prog-
nosen abbilden und in kommenden Haushaltsplanentwürfen niederschlagen.

Zu den Ausgleichsstellen für die Erhebung des Unterrichtsausfalls erläutert der Minis-
terialvertreter, die teilnehmenden Schulen erhielten jeweils eine Ausgleichsstunde;
hieraus ergebe sich der Bedarf von 183 Stellen. Der Unterrichtsausfall werde nach
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einem festen Schema, das landesweit abgestimmt sei, erhoben. An der Erhebung näh-
men alle Schulen Teil, mit Ausnahme der Schulform Berufs- und Weiterbildungskolleg
sowie der Förderschulen außerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) wirft ein, um eine Vergleichbarkeit mit den vorhe-
rigen Werten der Statistik zu ermöglichen, werde in die Erhebung des Unterrichtsaus-
falls der gleiche Kreis von Schulen einbezogen wie bisher.

MD Christoph Gusovius (MSB) führt weiter aus, das Thema Angleichung der Besol-
dung für alle Lehrer werde durch das Schulministerium mit allen beteiligten Häusern
konstruktiv erörtert. Eine Entscheidung, die zur Etatreife führen würde, sei noch nicht
getroffen worden.

Die Frage der unterschiedlichen Bezüge tarifbeschäftigter und beamteter Lehrer werde
diskutiert, seit es diese Statusgruppen gebe. Die Erörterung zwischen den Häusern
habe nicht das Stadium der Entscheidungsreife erreicht. Daher sei im Haushaltsplan-
entwurf 2018 hierfür keine Vorsorge getroffen worden.

Was die Chancen der Besetzung der zusätzlich ausgebrachten Lehrerstellen angehe,
so sei beabsichtigt, eine inhaltsreiche und hoffentlich sehr zielgenaue Werbekam-
pagne durchzuführen, die sich im Moment in der europaweiten Ausschreibung befinde.
Sie solle vor den Osterferien begonnen werden. Darüber hinaus werde der Seitenein-
stieg weiterhin betont und es seien weitere Möglichkeiten des Zugangs zum Lehrerbe-
ruf eröffnet worden. Es werde nicht leicht sein, die zusätzlichen Stellen zu besetzen;
aber wenn diese nicht im Haushaltsplan veranschlagt würden, bestünde von vornhe-
rein keine Chance, den Personalbestand zu erhöhen.

RB Ralph Fleischhauer (MSB) trägt zu der Frage nach der Veranschlagung der Stel-
len im Bereich des sonderpädagogischen Förderbedarfs vor, das frühere Stellen-
budget für Lern- und Entwicklungsstörungen habe ausschließlich Lehrkräfte für son-
derpädagogische Förderung umfasst und sei an die Schülerzahl gebunden gewesen.
Innerhalb des Stellenbudgets seien die Förderschulen aufgrund der inzwischen vorge-
sehenen Schüler-Lehrer-Relation für die Lern- und Entwicklungsstörungen vorab be-
dient worden; der Rest sei auf die allgemeinen Schulen verteilt worden.

Die neue Veranschlagung sorge für mehr Haushaltsklarheit, weil der Stellenbedarf der
Förderschulen insgesamt ausgewiesen werde. Aufgrund der Prognosen steige er
leicht an. Neben den Lehrkräften für sonderpädagogische Förderung gebe es ein Kon-
tingent von Stellen zur Unterstützung der allgemeinen Schulen im Kontext Inklusion,
das nicht ausschließlich Stellen für Lehrkräfte für sonderpädagogische Förderung um-
fasse. Die Zahl dieser Stellen sei gegenüber dem bisherigen Stand unter anderem
dadurch angehoben worden, dass Stellen in dieses Kontingent überführt würden, bei
denen auf eine Gegenrechnung verzichtet werde.

Hinzu kämen in dem Kontingent aber auch Stellen, die nicht Lehrkräfte für sonderpä-
dagogische Förderung beträfen. Gerade im Bereich der sonderpädagogischen Förde-
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rung sei es schwer, zusätzliche Stellen zu besetzen. Daher seien 330 Stellen für so-
genannte multiprofessionelle Teams vorgesehen, die inklusiv arbeitende Schulen un-
terstützen sollten, und 400 Stellen für allgemeine Kräfte, durchaus auch gymnasiale
Lehrkräfte und Lehrkräfte der Sekundarstufe II, die beispielsweise in Gesamtschulen
einen Großteil der Inklusionsaufgaben übernehmen könnten, indem eine zusätzliche
äußere Differenzierung im Kontext der sonderpädagogischen Förderung ermöglicht
werde.

Helmut Seifen (AfD) erinnert daran, dass sich die Obleute darauf verständigt hätten,
dass die Fraktionen die komplexeren Fragen zum Haushaltsplanentwurf schriftlich ein-
reichen und sich in der ersten Beratung lediglich auf Verständnisfragen beschränken
sollten. Daher wolle er, Helmut Seifen, lediglich eine solche Frage stellen.

Der Abgeordnete weist darauf hin, dass es Stundenplanprogramme gebe, die automa-
tisiert den Anteil des Unterrichtsausfalls auswerfen könnten, und möchte wissen, wa-
rum für diesen Zweck Entlastungsstunden gewährt werden sollten.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) teilt mit, das entsprechende Softwareprogramm
sei erst an 2.000 Schulen verfügbar. Es wäre mit sehr hohen Kosten verbunden, alle
6.000 Schulen entsprechend auszustatten. Daher habe man sich für die Gewährung
von Entlastungsstunden entschieden. Die Kriterien für die Erfassung des Unterrichts-
ausfalls würden unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Bildungskonferenz erar-
beitet, sodass die flächendeckende Erhebung mit Beginn des Schuljahres 2018/2019
aufgenommen werden könne.

Auf eine Frage von Norwich Rüße (GRÜNE) zur Veranschlagung der Stellen für Lehr-
amtsanwärter antwortet MD Christoph Gusovius (MSB), die Zahl der insgesamt be-
absichtigten Einstellungen von Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwärtern bleibe
im Haushaltsplanentwurf 2018 mit 9.000 Stellen konstant. Es komme allerdings zu
Verschiebungen zwischen den Lehrämtern. Die Zahl der Stellen für Lehramtsanwärter
für das Lehramt mit sonderpädagogischer Förderung werde von 850 auf 1.000 Stellen
angehoben, während die Zahl der Stellen für Lehramtsanwärter für das Lehramt an
Grundschulen von 1.800 auf 1.650 gesenkt werde.

Diese Änderung erfolge in Orientierung an der Zahl der tatsächlichen Dienstantritte
von Lehramtsanwärtern zu den Einstellungsterminen. Dabei sei für das Lehramt an
Grundschulen eine ähnliche Entwicklung nachzuzeichnen wie im laufenden Jahr. Be-
reits im Jahr 2017 sei die Einstellungsermächtigung für Lehramtsanwärter für das
Lehramt an Grundschulen um 105 Stellen reduziert worden. Es handele sich also um
eine Entwicklung, die sich fortsetze, weil sich nicht genügend Absolventen als Refe-
rendare für das Lehramt an Grundschulen bewürben. Es sei wichtig zu bemerken,
dass die Höhe der Einstellungsermächtigung nicht vom Lehrkräftebedarf abhänge,
sondern vom voraussichtlichen Angebot an Lehramtsanwärtern.
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Die Aufteilung der Einstellungsermächtigung, wie sie im Haushaltsplanentwurf vorge-
sehen sei, habe allerdings lediglich erläuternden Charakter. Eine Verschiebung zwi-
schen den Lehrämtern sei möglich, wenn sich während des Jahres eine Änderung bei
den Bewerberzahlen und damit Nachsteuerungsbedarf ergebe.

Der Ertrag des bedarfsdeckenden Unterrichts durch Lehramtsreferendare werde auf
der Basis der Einstellungsermächtigung fortgeführt. Folgerichtig sinke die Anrechnung
des bedarfsdeckenden Unterrichts an Grundschulen um 42 Stellen und steige an den
Förderschulen. Bereits im Haushaltsplan 2017 sei die Anrechnung des bedarfsdecken-
den Unterrichts um 31 Stellen reduziert worden. Es handele sich also um ein atmendes
System, das sich retrospektiv an der Nachfrage nach Lehramtsanwärterstellen orien-
tiere.

Auf eine Frage von Norwich Rüße (GRÜNE) zu den Fachlehrerstellen an Berufskol-
legs antwortet MR’in Nicole Michels (MSB), die Veranschlagung im Haushaltsplan-
entwurf folge möglichst dicht der tatsächlichen Stellenbesetzung, da es nicht möglich
sei, auf einer Fachlehrerstelle etwa einen Gymnasiallehrer oder einen Lehrer für die
Sekundarstufe I zu führen. Was die Beförderungsperspektiven angehe, so werde im
Haushaltsplanentwurf 2018 die gesetzliche Änderung nachvollzogen, die zu Beginn
des Jahres 2017 erfolgt sei. Für die Werkstattlehrer an Berufskollegs sei ein Beförde-
rungsamt nach Besoldungsgruppe A 11 eingerichtet worden. Hierbei handele es sich
um 184 Stellen. Ähnliches sei im Bereich der Förderschule für die Fachlehrer vorge-
sehen.

Auf eine Nachfrage von Jochen Ott (SPD) zu den zusätzlichen Stellen für sozialpä-
dagogische Fachkräfte im Bereich der Grundschulen erläutert RB Ralph Fleisch-
hauer (MSB), in der Tat sei bei den Grundschulen eine Erhöhung der Zahl der Stellen
für sozialpädagogische Fachkräfte in der Schuleingangsphase vorgesehen. Hierbei
handle es sich um die früheren Leiterinnen und Leiter von Schulkindergärten. Diese
Stellen gebe es seit der Integration der Schulkindergärten im Jahr 2005 im Grund-
schulkapitel. Es habe sich um eine über die ganzen Jahre unveränderte Zahl von
593 Stellen gehandelt. Die Stelleninhaber seien natürlich längst nicht mehr ausschließ-
lich Leiterinnen und Leiter ehemaliger Schulkindergärten; es handele sich um sozial-
pädagogische Fachkräfte die in der Schuleingangsphase die Lehrkräfte bei der Förde-
rung der Kinder unterstützten.

Die Zahl dieser Stellen solle um 600 auf 1.193 Stellen erhöht werden. Bei dieser Ge-
legenheit könne man dann versuchen, die Stellen nach sozialen Indikatoren zu vertei-
len, weil die Herausforderungen bei den insgesamt rund 2.800 Grundschulen natürlich
unterschiedlich seien. Die Möglichkeit einer individuellen Förderung von Kindern in der
Grundschule betreffe indirekt auch das Thema Inklusion; denn in der Schuleingangs-
phase sei noch nicht für alle betroffenen Kinder eine Feststellungsdiagnostik erfolgt.

Vorsitzende Kirstin Korte hält zum weiteren Verfahren fest, die Fragen, die sich im
Nachgang zu der Sitzung ergäben, möchten bitte schriftlich an das Ministerium gerich-
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tet und bis Montag, 27. November 2017, 16 Uhr beim Ausschusssekretariat abgege-
ben werden. Sofern keine ergänzenden Fragen gestellt werden sollten, wäre es hilf-
reich, wenn eine Fehlmeldung abgegeben würde.

Die Beantwortung der Fragen durch das Ministerium werde bis zum Beginn der 49. Ka-
lenderwoche erfolgen. Entsprechend dem Zeitrahmen, den der federführende Haus-
halts- und Finanzausschuss für die diesjährigen Haushaltsplanberatungen vorgege-
ben habe, müsse die abschließende Befassung in den Fachausschüssen bis zum
8. Dezember 2017 erfolgen. Daher werde der Ausschuss für Schule und Bildung die
Beratungen zum Haushaltsplanentwurf in der Sitzung am 6. Dezember 2017 abschlie-
ßen.
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2 Nordrhein-Westfalen in Europa: Erste Impulse setzen – Grenzüberschrei-
tende Kooperation mit den Niederlanden und Belgien intensivieren, den eu-
ropäischen Zusammenhalt fördern, die strukturellen Verknüpfungen aus-
bauen

Antrag
der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP
Drucksache 17/1113

Vorsitzende Kirstin Korte bemerkt einleitend, der Antrag sei am 16. November 2017
durch den Landtag zur federführenden Beratung in den Ausschuss für Europa und
Internationales und zur Mitberatung in den Ausschuss für Schule und Bildung über-
wiesen worden. Der federführende Ausschuss habe bereits signalisiert, dass er ein
Votum des mitberatenden Ausschusses erwarte.

Claudia Schlottmann (CDU) führt aus, der Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP zeige, dass sich die Koalitionsfraktionen für eine starke regionale Kooperation
einsetzten. Diese sei notwendig, um die Potenziale der Grenzregion zu nutzen. Mo-
mentan werde es durch unterschiedliche Hemmnisse erschwert, die möglichen wirt-
schaftlichen Vorteile zu nutzen. Das Ziel sei es, die Wirtschaftskraft und das Beschäf-
tigungsniveau in der Grenzregion zu stärken.

Im Hinblick auf die Erreichung dieses Ziels sollten die folgenden Punkte behandelt
werden:

erstens die Schaffung von Euregio-Profilschulen zur Unterstützung von grenzüber-
schreitenden Bildungspotenzialen, zweitens die Weiterentwicklung der bestehenden
Kita- und Schulkooperationen durch Unterstützung der örtlichen Schulträger und der
Schulaufsicht, drittens das Anerkennen von Studienleistungen, viertens die Überprü-
fung der Rechtslage bezüglich des Besuchs von internationalen Schulen und fünftens
die Durchführung eines Tages der niederländischen Sprache in Schulen und Kommu-
nen im grenznahen Raum analog zu dem Tag der deutschen Sprache, wie er in den
Niederlanden stattfinden werde.

Die antragstellenden Fraktionen bäten um Unterstützung für ihren Antrag.

Helmut Seifen (AfD) erklärt, es sei lobenswert, wenn internationale Beziehungen ge-
stärkt werden sollten. Man könne feststellen, dass in den Staaten der Europäischen
Union Gott sei Dank nach wie vor bestimmte Traditionen wirkten, die dazu führten,
dass ein vollständiges Zusammenwachsen nicht so einfach sei.

Der Abgeordnete betont, er selbst komme aus einer Grenzregion, aus Gronau. Die
Euregio gebe es dort schon sehr lange. Sie arbeite hervorragend, sodass es intensive
Beziehungen zwischen den Personen diesseits und jenseits der Grenze gebe. Auch
die Schulen kooperierten miteinander. Insofern könne man das Anliegen des Antrags
nur unterstützen.
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Der Vertreter der AfD-Fraktion bittet allerdings zu bedenken, dass es in den Ländern
unterschiedliche Traditionen gebe. Er habe häufig die Erfahrung gemacht, dass nicht
aus Böswilligkeit, sondern wegen der Verschiedenheit der Schulstrukturen etwa grenz-
überschreitende Module in den Ausbildungsprozessen nur unter großen Schwierigkei-
ten implementiert werden könnten. Er wünsche dem Ministerium hierbei viel Erfolg,
glaube aber, dass es sich zum Teil um Wunschvorstellungen handele, die über die
tatsächlichen Möglichkeiten hinausgingen. Es wäre sehr zu begrüßen, wenn es dem
Ministerium gelänge, derartige Partnerschaften zu fördern, aber man dürfe die Latte
nicht zu hoch legen, schließt der Abgeordnete.

Rüdiger Weiß (SPD) legt dar, der Antrag führe in weiten Teilen Initiativen fort, die von
Vorgängerregierungen angestoßen worden seien. Bei der ersten Beratung über den
Antrag im Plenum sei deutlich geworden, dass nach Auffassung der SPD-Fraktion in
dem Antrag vieles Richtige stehe und die Umsetzung ein gemeinsames Anliegen sei.
Die SPD-Fraktion werde daher den Antrag unterstützen. Sie würde sich wünschen,
dass es bei einem so wichtigen Thema möglich wäre, eine gemeinsame Beschluss-
empfehlung zu formulieren. Der Einschätzung der SPD-Fraktion, dass der Antrag in
Teilen durchaus ausbaufähig sei, sei nicht widersprochen worden.

Norwich Rüße (GRÜNE) erklärt, seine Fraktion werde sich bei der Abstimmung der
Stimme enthalten, weil der Antrag sehr dünn daherkomme. Was die Zielsetzung an-
gehe, sei man sich sehr schnell einig. Aber das, was in dem Beschlussteil vorgeschla-
gen werde, gehe nicht über das hinaus, was bereits mehrfach beschlossen worden
sei.

Franziska Müller-Rech (FDP) unterstreicht, dass gerade in der jetzigen Zeit das Zu-
sammenwachsen Europas von essenzieller Bedeutung sei. Durch die Entschließung
solle sich Nordrhein-Westfalen zu intensiven Beziehungen der Grenzregion zu den
Nachbarländern bekennen. Deshalb freue sie sich, dass zumindest eine Oppositions-
partei Unterstützung für den Antrag signalisiert habe, betont die Abgeordnete.

Bei Zustimmung der Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP
und der AfD sowie bei Stimmenthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen empfiehlt der Ausschuss dem federfüh-
renden Ausschuss für Europa und Internationales, den Antrag
anzunehmen. Hierbei regt er an, eine Beschlussempfehlung
zu erarbeiten, die eine breite Unterstützung erfährt.
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3 Zukunftskonzept Schulsozialarbeit erarbeiten

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1121

Vorsitzende Kirstin Korte bemerkt einleitend, der Antrag der SPD-Fraktion sei durch
das Plenum des Landtags am 17. Oktober 2017 zur federführenden Beratung in den
Ausschuss für Schule und Bildung sowie zur Mitberatung in den Ausschuss für Arbeit,
Gesundheit und Soziales und in den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend über-
wiesen worden. Die abschließende Behandlung finde im Ausschuss für Schule und
Bildung statt. Es sei keine weitere Befassung des Plenums vorgesehen.

In der heutigen Sitzung erfolge die erste Befassung. Die SPD-Fraktion habe angekün-
digt, dass sie eine Sachverständigenanhörung beantragen werde. Das weitere Verfah-
ren solle daher in der Obleute-Runde vereinbart werden.

Der Ausschuss ist mit diesem Vorgehen einverstanden und
stellt die inhaltliche Beratung zurück.
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4 Umwandlung von Sekundarschulen in Gesamtschulen – Wie hoch ist der
Bedarf in den Kommunen NRWs und welche Unterstützung und Hilfestel-
lungen gibt die Landesregierung den Schulträgern

Bericht der Landesregierung
Vorlage 17/220

in Verbindung mit:

Zweizügige Fortführung von Sekundarschulen ermöglichen – Eltern, Leh-
rern und Gemeinden im ländlichen Raum Planungssicherheit geben

Antrag
der Fraktion der CDU
und der Fraktion der FDP
Drucksache 17/1114

in Verbindung mit:

Entfesselungskampagne für individuelle Lösungen in strukturellen Fragen
der Schulen in NRW – zum Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP:
Zweizügige Fortführung von Sekundarschulen ermöglichen – Eltern, Leh-
rern und Gemeinden im ländlichen Raum Planungssicherheit geben
(Drucksache 17/1114)

Entschließungsantrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1291

Vorsitzende Kirstin Korte trägt vor, der Bericht der Landesregierung in Vorlage
17/220 sei von der SPD-Fraktion erbeten worden. Die Diskussion über den Bericht sei
im Ausschuss auf die heutige Sitzung vertagt worden.

Das Plenum des Landtags habe den Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP in
Drucksache 17/1114 in der Sitzung am 17. November 2017 zur alleinigen Befassung
in den Ausschuss für Schule und Bildung überwiesen. Die abschließende Beratung
und Abstimmung finde im Ausschuss für Schule und Bildung statt. Eine weitere Befas-
sung des Plenums des Landtags sei nicht vorgesehen.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD in Drucksache 17/1291 sei am 21. No-
vember 2017 eingegangen.

Jochen Ott (SPD) dankt der Landesregierung für die Vorlage des Berichts, zu dem er
sich zunächst äußert. Er weist darauf hin, dass es laut Veröffentlichungen von Ge-
werkschaften und Elternverbänden in einzelnen Regionen Bedarfe für die Umwand-
lung von Sekundarschulen in Gesamtschulen gebe, die noch nicht formal bei der Be-
zirksregierung angezeigt worden seien, die sich aber bei den Schulträgern in der öf-
fentlichen Debatte befänden. Der Abgeordnete fragt die Landesregierung, ob es sich
hierbei um Einzelfälle oder um eine erkennbare Tendenz handle.
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Der Abgeordnete fährt fort, die SPD-Fraktion werde den Antrag der Fraktionen der
CDU und der FDP unterstützen, was die zweizügige Fortführung von Sekundarschulen
angehe. Nichtsdestotrotz stelle sich gegebenenfalls die Frage der Umwandlung in an-
dere Schulformen. Im Rahmen des Schulkonsenses sei der Versuch unternommen
worden, Gräben zu überwinden und ein Schulangebot vor Ort zu sichern. Man müsse
aber irgendwann zurückschauen, die Ergebnisse evaluieren und sich fragen, inwieweit
es sinnvoll sei, Bestrebungen vor Ort nachzukommen, die auf die Umwandlung von
Schulen gerichtet seien.

Die SPD-Fraktion habe den Entschließungsantrag gestellt, da sie der Auffassung sei,
dass es nicht sein könne, dass die Möglichkeit einer Ausnahmegenehmigung nicht
bestehe. Sie unterstütze das Bestreben der Koalitionsfraktionen, für den ländlichen
Raum eine Flexibilität zu ermöglichen. Die SPD-Fraktion bitte die Landesregierung,
darüber hinaus festzustellen, inwieweit auch in städtischen Bereichen flexible Lösun-
gen notwendig sein könnten. Die SPD-Fraktion sei sich darüber im Klaren, dass es
sich bei den Ausnahmegenehmigungen nicht um ein Massenphänomen handeln dürfe
und man nicht gewissermaßen überall von der Mindestgrößenverordnung abweichen
könne.

Die Landesregierung habe in der Antwort auf eine Kleine Anfrage erklärt, dass das
Schulgesetz in bestimmten Fragen selbst eine Ministerentscheidung nicht zulasse.
Wenn dem so sei, sollte man die von den Koalitionsfraktionen angestrebte Entfesse-
lung nicht nur dem ländlichen Raum, sondern auch den anderen Teilen Nordrhein-
Westfalens zugutekommen lassen. Angesichts der Schulgebäudeknappheit und des
mangelnden Abflusses der Mittel, die den Kommunen für den Schulbau angeboten
worden seien, sollten auch im städtischen Bereich und bei anderen Schulformen als
den Sekundarschulen flexible Lösungen ermöglicht werden.

Dietmar Panske (CDU) bemerkt, dem Bericht der Landesregierung sei zu entnehmen,
dass es eine statistische Erhebung betreffend Bestrebungen zur Umwandlung von Se-
kundarschulen in Gesamtschulen nicht gebe und sich durch die Abfrage bei den Be-
zirksregierungen ein entsprechender Bedarf nicht feststellen lasse.

Der Abgeordnete fährt fort, der Antrag der Koalitionsfraktionen zur zweizügigen Fort-
führung von Sekundarschulen solle dazu dienen, in die Schullandschaft nicht neue
Unruhe, sondern Sicherheit und Stabilität hineinzubringen. Daher werbe er für die An-
nahme dieses Antrags.

Häufig sei die Sekundarschule im ländlichen Raum das einzige vor Ort verbliebene
weiterführende Schulangebot; sie sei damit auch ein Standortfaktor, der die Attraktivi-
tät erhöhe. Wenn die Eltern allerdings das Gefühl hätten, dass sie ihr Kind an einer
auslaufenden Schule anmelden sollten, würden sie ihr Wahlverhalten ändern. Durch
die Unsicherheit in Bezug auf den Fortbestand der Sekundarschule werde somit die
Änderung des Wahlverhaltens zusätzlich dynamisiert.

Der Abgeordnete fasst zusammen, er gehe davon aus, dass die anderen Fraktionen
den Antrag unterstützen würden, um ein deutliches Signal in das Land zu senden, das
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das Vertrauen in den Fortbestand der Schule vor Ort fördere. Die Erhaltung der Se-
kundarschulen könne sich auch im Hinblick auf einen möglichen Anstieg der Zahl der
Geburten als zukunftsweisende Entscheidung erweisen.

Norwich Rüße (GRÜNE) signalisiert namens seiner Fraktion Zustimmung zu dem An-
trag. Er hält es allerdings für erforderlich, den Ursachen für das Scheitern von Sekun-
darschulen nachzugehen. Jedes Ausschussmitglied kenne sicherlich erfolgreiche und
weniger erfolgreiche Sekundarschulen im Land. Bei den nicht erfolgreichen Sekundar-
schulen, die von den Eltern und Schülern nicht angenommen würden, führten sehr
unterschiedliche Gründe zum Scheitern. Diese Gründe müssten näher untersucht wer-
den, um das Scheitern zu vermeiden.

Der Abgeordnete schließt, seine Fraktion werde auch den Entschließungsantrag der
Fraktion der SPD unterstützen, weil darin nichts Falsches stehe.

Franziska Müller-Rech (FDP) erklärt, die Koalitionsfraktionen könnten dem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD nicht zustimmen. Insbesondere sei es fraglich, wie
bei einer zweizügigen Gesamtschule die Einhaltung gymnasialer Standards organi-
siert werden solle. Anders als bei Sekundarschulen stelle sich auch das Problem des
Übergangs in die Sekundarstufe II. Es sei unklar, wie bei einer zweizügigen Gesamt-
schule die für die Sekundarstufe II notwendige Schülerzahl gewährleistet werden solle.
Auch die pädagogisch-konzeptionellen Anforderungen des integrierten Konzepts
könnten bei einer zu geringen Schülerzahl nicht erfüllt werden.

Helmut Seifen (AfD) erklärt, die AfD-Fraktion werde dem Antrag der Koalitionsfrakti-
onen zustimmen, weil es auch aus ihrer Sicht angezeigt sei, der Unruhe und Verunsi-
cherung zu begegnen, die sich bei den Eltern vor Ort in Bezug auf den Fortbestand
von Sekundarschulen gezeigt habe.

Allerdings sei es fast unmöglich, an einer Sekundarschule im ländlichen Raum bei 52
Schülern pro Jahrgangsstufe den Hauptschul-, Realschul- und Gymnasialzweig fort-
zuführen. Man müsse sich aber auch fragen, ob dies zwingend erforderlich sei. Denn
man habe in der Vergangenheit gute Erfahrungen mit den Schülern gemacht, die von
der Realschule in die gymnasiale Oberstufe gewechselt seien. Man könne daran den-
ken, bei den Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9 und 10 die Klassen zu teilen
und die Schüler, die die gymnasiale Oberstufe anstrebten, in einer Klasse zusammen-
zufassen. Dies würde auch den Eltern deutlich machen, welche Wege ihre Kinder be-
schreiten könnten, und insoweit der Verunsicherung entgegenwirken.

Zu warnen sei allerdings vor der Idee, Sekundarschulen in Gesamtschulen umzuwan-
deln. Etwa in der Stadt Gronau mit 46.000 Einwohnern habe es früher eine Oberstufe
gegeben, nämlich am Gymnasium. Heute gebe es zwei Gesamtschulen, die sich bei
zurückgehenden Schülerzahlen möglicherweise gegenseitig im Weg stehen würden.
Es sei unverständlich, dass die Bezirksregierung so leichtfertig gewesen sei, dem zu-
zustimmen. Die AfD-Fraktion appelliere an das Kultusministerium, auf solche Entwick-
lungen ein stärkeres Augenmerk zu legen und gegebenenfalls einzuschreiten.
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Der Entschließungsantrag der SPD-Fraktion widerspreche im Grunde deren Anliegen,
nach Möglichkeit Sekundarschulen zu schaffen, die neben dem Haupt- und Realschul-
abschluss einen gymnasialen Bildungsgang anböten. Wenn eine Sekundarschule im
städtischen Bereich schwach besucht sei, könnten die Schüler an eine stärker frequen-
tierte Sekundarschule oder Gesamtschule wechseln. Warum eine Sekundarschule
weitergeführt werden solle, die in der fünften Jahrgangsstufe lediglich 52 Schüler habe,
sei nicht verständlich. Die AfD-Fraktion halte den Entschließungsantrag der SPD Frak-
tion für wenig sachdienlich und lehne ihn daher ab.

Frank Rock (CDU) führt aus, der Sprecher der SPD-Fraktion habe zu Recht die Frage
aufgeworfen, wie man in Zukunft mit der Schullandschaft insgesamt umgehen wolle.
Dieser Frage werde man sich in den nächsten Jahren in der Tat stellen müssen. Die
Koalitionsfraktionen seien hierzu bereit, wünschten sich aber nicht nur in Bezug auf
die integrierten Schulen, die die SPD-Fraktion favorisiere, sondern auch im Hinblick
auf andere Schulformen mehr Flexibilität. Der ad hoc von der SPD-Fraktion vorgelegte
Entschließungsantrag greife insoweit zu kurz.

Der Abgeordnete fährt fort, es sei fraglich, ob die Umwandlung von Sekundarschulen
in Gesamtschulen der richtige Weg sei. Die Sekundarschulen, die auf wenig Nachfrage
bei den Eltern stießen, seien zumeist solche, die aus schwachen Hauptschulen ent-
standen seien. An diesen Schulen sei überwiegend nicht die Schülerklientel vorhan-
den, die einen gymnasialen Standard erreichen könne. Vor der Einstellung, man
müsse bei solchen Schulen nur den Namen in „Gesamtschule“ ändern, um die Situa-
tion zu verbessern, sei zu warnen.

Norwich Rüße (GRÜNE) greift die Bemerkungen des Vorredners auf und macht gel-
tend, ein Problem, das durch den Mangel an geeigneten Schülerinnen und Schülern
verursacht werde, könne nicht gelöst werden, wenn nicht das Potenzial vergrößert
werde. Die Schwierigkeit sei, die Schülerinnen und Schüler an einem kleineren Schul-
standort zu halten, die sonst das 15 oder 20 Kilometer entfernte Gymnasium besuchen
würden.

Das Ziel könne nicht sein, das dreigliedrige Schulsystem gewissermaßen in der Se-
kundarschule abzubilden; es komme vielmehr darauf an, ein integriertes schulisches
Angebot zu machen. Wenn man die Sekundarschulen erhalten wolle, müsse man sich
über all die Probleme Gedanken machen, die damit schulfachlich verbunden seien.
Wenn man die Frage, ob die gymnasialen Standards an diesen Schulen verwirklicht
werden könnten, mit Nein beantworte, werde diese Schulform keine Zukunft haben;
sie werde dann die gleichen Probleme bekommen wie einst die Hauptschule, die An-
lass gewesen seien, den neuen Weg zu beschreiten.

Es werde Aufgabe der neuen Landesregierung und der sie tragenden Fraktionen sein,
die Attraktivität dieser Schulform zu erhalten. Auch im ländlichen Raum gebe es den
Trend zum Besuch des Gymnasiums. Wenn die Schüler vor Ort gehalten werden soll-
ten, müsse die Sekundarschule dieses Angebot beinhalten.
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Carina Gödecke (SPD) legt dar, die Sekundarschulen hätten sich, wie es aufgrund
des Schulkonsenses beabsichtigt gewesen sei, vor Ort in unterschiedlichen Organisa-
tionsformen verwirklicht. Daher sei es falsch, ausschließlich von gymnasialen Zweigen
an Sekundarschule zu reden; vielmehr gehe es um die gymnasialen Standards. Des-
halb werde dieser Themenkomplex in dem Entschließungsantrag nicht angesprochen.

Die Abgeordnete fährt fort, alle Fraktionen seien sich in dem Ziel einig, im ländlichen
Raum das vielfältige und manchmal das letzte weiterführende Schulangebot vor Ort
zu erhalten. Die Frage, ob die gymnasialen Standards verwirklicht werden könnten,
werde inzidenter beantwortet, wenn man die Frage löse, auf welche Weise dies ge-
schehen könne.

Ausgeblendet werde jedoch die veränderte Situation in den Stadtteilen der Großstädte
oder in städtischen Bereichen. Die Probleme seien andere und sicherlich nicht so gra-
vierend wie die Probleme im ländlichen Raum; sie seien aber durchaus vorhanden.
Dies habe damit zu tun, dass die Sekundarschulen als neue Schulform mit den Ab-
schlussmöglichkeiten und Chancen, die sie böten, im Bewusstsein der Eltern, die für
ihre Kinder eine Schule auswählten, noch nicht so etabliert seien. Dies habe ferner mit
der Vielfalt des sonstigen Schulangebots und mit dem Renommee der weiteren Schu-
len des gemeinsamen längeren Lernens zu tun. Die Gründe seien sehr unterschied-
lich, aber die Probleme bestünden durchaus.

Die SPD-Fraktion habe daher signalisiert, dass sie den Antrag der Koalitionsfraktionen
unterstützen könne, dass sie sich aber wünsche, dass die Fraktionen gemeinsam in
einen Arbeitsprozess einträten, was die Entwicklung der Schullandschaft sowohl im
ländlichen Raum als auch im städtischen Bereich in den kommenden Jahren angehe.
Die Obleute der Fraktionen sollten gebeten werden, den Rahmen für einen solchen
Arbeitsprozess zu bestimmen, der vom Ausschuss für Schule und Bildung ausgehen
sollte.

Jochen Ott (SPD) unterstreicht die Ausführungen der Vorrednerin und ergänzt, der
SPD-Fraktion gehe es um mehr Flexibilität angesichts zurückgehender Schülerzahlen
auch im städtischen Bereich. Die kommunalen Schulträger täten sich schwer damit,
auch einmal über das Votum von Schulkonferenzen hinwegzugehen. Der Wille von
Eltern und Lehrern, Gesamtschulen zu schaffen, laufe zum Teil ins Leere, weil Schul-
konferenzen von Schulen, die eigentlich fusioniert werden müssten, um in Zeiten sin-
kender Schülerzahlen einen hinreichend starken Schulstandort zu bilden, beschlös-
sen, selbstständig zu bleiben. In solchen Konfliktfällen sollte die Möglichkeit bestehen,
durch eine Ministererlaubnis, die das Schulgesetz leider nicht vorsehe, eine Lösung
im Sinne der Fortentwicklung der Schullandschaft herbeizuführen.

Helmut Seifen (AfD) kommt auf die Ausführungen von Norwich Rüße (GRÜNE) zu-
rück. Der Vertreter der AfD-Fraktion konstatiert, der Sekundarschule insbesondere im
ländlichen Raum – diese Erfahrung habe er, Helmut Seifen, zumindest in seiner Hei-
matregion gemacht – werde häufig nicht abgenommen, dass sie gymnasiale Stan-
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dards bieten könne. Die Eltern der Kinder mit Gymnasialempfehlung hätten kein Ver-
trauen zu dieser Schulform, sodass die Sekundarschulen zumeist von dieser Schüler-
klientel nicht nachgefragt würden.

Die Eltern von Kindern, die keine gymnasiale Empfehlung hätten, seien hingegen sehr
dankbar für eine Schule, bei der sie das Vertrauen haben könnten, dass ihre Kinder
gut aufgehoben seien und zu einem guten Hauptschul- oder Realschulabschluss ge-
führt würden. Dies sei die Erfahrung der vergangenen Jahrzehnte, an die man anknüp-
fen müsse, wenn man die Attraktivität der Sekundarschule erhöhen wolle.

Dr. Christian Blex (AfD) geht auf das gemeinsame Lernen ein, das insbesondere von
der SPD-Fraktion beschworen werde. Er betont, dass es sich vielleicht um ein Lernen
unter einem Dach, nicht aber um gemeinsames Lernen handele. Es gebe nun einmal
Kinder mit unterschiedlichen Begabungen, die man nicht alle in einen Topf werfen
dürfe. Dies sei aber immer wieder das Bestreben der SPD-Fraktion. Aus anderen Le-
bensbereichen, etwa beim Sport, wisse man, dass man Begabungen differenzieren
müsse. Differenzierung sei auch für die Betroffenen fair, weil sie auf diese Weise best-
möglich gefördert werden könnten.

Der Abgeordnete betont, die Sekundarschule richte sich an Eltern, die wünschten,
dass ihre Kinder im Rahmen der Möglichkeiten optimal betreut und unterrichtet wür-
den, um zu einem guten persönlichen Ergebnis geführt zu werden. Er kenne keine
Eltern, die ihr Kind nicht auf das Gymnasium schicken würden, wenn es eine Gymna-
sialempfehlung habe.

Franziska Müller-Rech (FDP) erklärt die Bereitschaft, an einem Arbeitsprozess mit-
zuwirken, wie er von den Ausschussmitgliedern der SPD-Fraktion skizziert worden sei.

Dietmar Panske (CDU) macht darauf aufmerksam, dass ein entsprechendes Ver-
trauen in die Sekundarschulen noch nicht gewachsen sein könne, weil es noch keine
10. Klassen gebe. Man wisse noch nicht aufgrund konkreter Erfahrung, wie gut dort
gelernt werde, wie viel Kinder nach dem Abschluss einen guten Ausbildungsplatz be-
kämen und wie viele Kinder in die Oberstufe übergingen. Daher solle nach dem Willen
der Koalitionsfraktionen zunächst einmal das Vertrauen in den Fortbestand dieser
Schulen gefördert werden, indem die Zweizügigkeit zugelassen werde.

Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) begrüßt es, dass über die Problematik diskutiert
werde. Sie führt aus, die Entwicklung der Sekundarschulen habe sich bereits in den
Vorjahren abgezeichnet. In ihrer, Yvonne Gebauers, früheren Funktion habe sie ver-
sucht, mit den Daten, die ihr zur Verfügung gestellt worden seien, diese Diskussion zu
führen, weil sie das befürchtet habe, was tatsächlich eingetreten sei, nämlich dass die
Akzeptanz an einigen Standorten sehr zu wünschen übrig lasse. Mit den Ursachen der
mangelnden Akzeptanz dieser Schulform müsse man sich sicherlich eingehend befas-
sen.
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Die Ministerin fährt fort, die aktuellen Zahlen seien nicht gut. Der Anteil der Sekundar-
schulen, die die Fortführungsgröße nach den vorläufigen Daten verfehlen würden,
habe sich gegenüber dem Vorjahr von 5 % auf 15 % erhöht. Dies sei durchaus be-
sorgniserregend. Neben den Sekundarschulen bestünden Herausforderungen auch in
Bezug auf Hauptschulen, von denen sehr viele auslaufend gestellt worden seien bzw.
die die erforderlichen Anmeldezahlen nicht erreichten. Man müsse die gesamte Schul-
landschaft in den Blick nehmen und die Frage beantworten, wohin man in Nordrhein-
Westfalen mit den verschiedenen Schulformen wolle und welche Botschaft man an die
Eltern aussenden wolle, deren Kinder eine Schullaufbahn aufnähmen.

In diesem Zusammenhang müsse man sich auch mit der aktuellen Situation in den
Kommunen befassen. Nicht hilfreich sei es, dass in dem Entschließungsantrag der
SPD Errichtungs- und Fortführungsgrößen miteinander vermischt würden. Beides
müsse man unabhängig voneinander betrachten. Nach § 82 des Schulgesetzes müsse
eine Gesamtschule mindestens vierzügig sein. Insoweit verfüge auch die Landesre-
gierung nicht über einen Ermessensspielraum.

Das Ministerium für Schule und Bildung habe die Frage, wohin sich die Schulland-
schaft in Nordrhein-Westfalen entwickeln solle, nicht nur im Blick, sondern in Ansätzen
auch bereits diskutiert. Sie, die Ministerin, habe immer betont, dass sie für Transpa-
renz und Mitwirkung aller Beteiligten sei. Zu den Beteiligten gehörten in diesem Sinne
natürlich auch die Fraktionen des Landtags. Es wäre erfreulich, wenn sich die Fraktio-
nen darauf verständigen könnten, gemeinsam nach tragfähigen Lösungen zu suchen.

Die Ministerin fährt fort, ungeachtet dessen sei sie sich darüber im Klaren, dass für die
bestehenden Probleme an Sekundarschulen zeitnah Lösungen gefunden werden
müssten. In Bezug auf die Verwirklichung gymnasialer Standards stelle sich nicht allein
die Frage des Wie, sondern auch die Frage des Ob. Ursprünglich habe es drei Mög-
lichkeiten gegeben, Sekundarschulen an den Start gehen zu lassen: die vollintegrierte
Schulform, die teilintegrierte Schulform und das kooperative System. Bislang gebe es
so gut wie keine kooperativen Schulen. Auch das müsse bei der Ursachenforschung
berücksichtigt werden.

Es handele sich also um ein komplexes Problem, das einerseits generell, andererseits
aber auch zeitnah in Bezug auf die brisante Situation angegangen werden müsse,
wenn die Sekundarschule das letzte weiterführende Schulangebot vor Ort sei; denn in
diesen Fällen müsse für die Schülerinnen und Schüler eine wohnortnahe Beschulung
sichergestellt werden.

MD Dr. Ludger Schrapper (MSB) geht auf den von Jochen Ott (SPD) in den Vorder-
grund gestellten Gesichtspunkt der Flexibilität ein. Er trägt vor, in der Schulentwick-
lungsplanung gehe es stets darum, eine Vielzahl von Zielkonflikten abzuwägen und so
weit wie möglich aufzulösen. In der Regel könne dabei nicht eines der Ziele zu 100 %
realisiert werden. Es handele sich um einen hochkomplexen Prozess, bei dem auch
noch Besonderheiten der lokalen politischen Szene eine Rolle spielten. Der Schulträ-
ger habe bei Entscheidungen die jeweilige Schulkonferenz anzuhören, er sei aber an
deren Votum rechtlich nicht gebunden. Gleichwohl gebe es politische Implikationen.
Das zeige, in welcher Gemengelage man sich hier bewege.
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Das Schulgesetz biete eine Fülle von Möglichkeiten, Ausnahmen zuzulassen. Auch
von Zügigkeitsvorgaben könne abgewichen werden, wenn dies vorübergehend erfor-
derlich sei und beispielsweise aufgrund der Ausweisung eines neuen Wohngebiets
oder aus anderen Gründen damit zu rechnen sei, dass sich die Schülerzahl in Zukunft
wieder erhöhen werde.

Jenseits der Möglichkeiten, die das Schulgesetz vorsehe, beginne die Willkür. Die Ad-
ministration sei verpflichtet, Entscheidungen nach Recht und Gesetz zu treffen. Sie
dürfe nicht eigene Ideen an die Stelle der Vorgaben des Gesetzgebers setzen. Natür-
lich gebe es hierbei Spielräume und unbestimmte Rechtsbegriffe, die auszufüllen
seien. Man könne mit Fug und Recht sagen, dass es den Schulaufsichtsbehörden
auch bei schwierigen Ausgangslagen in der großen Mehrzahl der Fälle gelinge, indivi-
duelle Lösungen zu finden. Gelegentlich werde mit dem Instrument der Duldung ope-
riert, wenn abzusehen sei, dass sich eine Entwicklung umkehren könne.

Allerdings stehe die Schulaufsicht auch in einigen Fällen vor der Wand. Man müsse
sich vergegenwärtigen, dass die Schulträgerschaft aus guten Gründen durch die
Rechtsordnung der kommunalen Selbstverwaltung zugewiesen worden sei. Dort
werde über die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft entschieden. Bei der Ent-
wicklung des Schulangebots vor Ort handle es sich in der Regel um eine solche An-
gelegenheit der örtlichen Gemeinschaft. So berechtigt die Forderung nach der Ursa-
chenforschung sein möge, so lehre doch die Erfahrung, dass es sich bei 104 Sekun-
darschulen auch um die gleiche Zahl unterschiedlicher Fallgestaltungen handle.

Der Ministerialvertreter fährt fort, an den Sekundarschulen gebe es keine gymnasialen
Zweige, sodass es um das Ob und Wie der Verwirklichung gymnasialer Standards
gehe. Nach Einschätzung des Ministeriums sei es immer ein wesentlicher Wunsch der
Elternschaft gewesen, dass die Schule insoweit eine Perspektive biete. Wenn vor Ort
die Alternative zwischen der Einrichtung einer Gesamtschule und einer Sekundar-
schule diskutiert werde, spiele die Frage nach der gymnasialen Perspektive, um es
einmal untechnisch zu bezeichnen, in der Regel eine sehr große Rolle.

Der Vertreter des Ministeriums für Schule und Bildung schließt, er stimme der Ein-
schätzung ausdrücklich zu, dass Vertrauen in die Schulform Sekundarschule erst dann
entstehen könne, wenn die Vergabe der Abschlüsse vor Ort auch in der medial unter-
stützten Wahrnehmung als Erfolg empfunden werde. Hieran fehle es zum Teil noch.
Man befinde sich insoweit auf halber Strecke; deshalb sollte Vertrauen auch nicht zer-
redet werden.

Jochen Ott (SPD) macht geltend, dass die Antworten, die von Beamten der Kommu-
nalverwaltung und der Schulaufsicht in Bezug auf die Entwicklung des örtlichen Schul-
angebots gegeben würden, von der Elternschaft angesichts der Lebenswirklichkeit vor
Ort häufig nicht nachvollzogen werden könnten und nicht verstanden würden. Etwa
beim Denkmalschutz gebe es die Möglichkeit des Ministerentscheids, wenn die Ziel-
konflikte nicht aufzulösen seien. Man müsse darüber nachdenken, ob ein ähnliches
Instrument im Bereich der Entscheidung über das Schulangebot vor Ort hilfreich sein
könne. Das Ministerium möge bitte abwägen, ob dieser Gesichtspunkt im Rahmen des
Prozesses berücksichtigt werden könne, der jetzt eingeleitet werde.
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Ministerin Yvonne Gebauer (MSB) bemerkt, sie nehme diese Bitte gern auf. Sie
müsse allerdings darauf hinweisen, dass der Legislative und der Exekutive durch die
Rechtsordnung nicht ohne Grund unterschiedliche Rollen zugewiesen würden. Die
Exekutive benötige einen Auftrag des Gesetzgebers, auf dessen Grundlage sie ent-
scheiden könne.

Der Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP in Drucksa-
che 17/1114 wird durch den Ausschuss einstimmig ange-
nommen.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD in Drucksa-
che 17/1291 wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU,
FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der Fraktionen von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.
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5 Demokratie leben, Demokratie schützen, für Demokratie werben – Politi-
sche Bildung muss alle mitnehmen

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 17/815

Vorsitzende Kirstin Korte bemerkt einleitend, das Plenum des Landtags habe den
Antrag in der Sitzung am 11. Oktober 2017 zur federführenden Beratung in den Haupt-
ausschuss sowie zur Mitberatung in den Ausschuss für Schule und Bildung überwie-
sen. Im Hauptausschuss solle in der Sitzung am 23. November 2017 eine Anhörung
beantragt werden. Der Termin der Anhörung werde durch den Hauptausschuss noch
festgelegt werden. Der Ausschuss für Schule und Bildung habe darüber zu befinden,
ob er sich an der Anhörung pflichtig oder nachrichtlich beteiligen wolle. Die Obleu-
terunde habe sich darauf verständigt, eine pflichtigen Teilnahme vorzusehen.

Der Ausschuss ist mit dem vorgesehenen Verfahren einver-
standen.

gez. Kirstin Korte
Vorsitzende

2 Anlagen

04.12.2017/05.12.2017
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Haushaltsentwurf 2018
Einführung
durch die Ministerin für Schule und Bildung
Yvonne Gebauer

Ausschuss für Schule und Bildung

Düsseldorf, 22. November 2017
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Haushaltsentwurf 2018 - Eckdaten Landeshaushalt 2018

h Gesamtausgabevolumen 74,5 (73,9) Mrd. EUR

h Nettoneuverschuldung 0 (1,53) Mrd. EUR
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HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05
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HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05

Personalausgaben u. a.:

h Ausfinanzierung der zusätzlichen Stellen des Haushalts 2017.

h Schuljahresanteilige Finanzierung von 1.303 zusätzlichen Stellen.

h Verbesserung der Besoldung der Konrektorinnen und Konrektoren an
Grund- und Hauptschulen.

h Gestiegene Zahl der Versorgungsempfänger.

h Absetzung von 145 Mio. EUR Personalmittel
(Minderausgaben Altersteilzeit).

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 5

Landtag N
ordrhein-W

estfalen
 

- 37 - 
 

APr 17/89 



6

HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05

Sächliche Verwaltungsausgaben u. a.:

h Lehrerwerbe- und Imagekampagne

h Erhöhung der Fortbildungsmittel

h E-Government

h Digitalisierung
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HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05

Zuweisung und Zuschüsse u. a.:

h Offene Ganztagsschule

h FerienIntensivTraining - FIT in Deutsch

h Auswärtige Unterbringung bei Blockbeschulung

h Ersatzschulen

Investitionen:

h Hardware für die digitale Infrastruktur der ZfsL
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HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05

Besondere Finanzierungsausgaben:

h Absenkung der Globalen Minderausgabe zum anteiligen Ausgleich des
Haushaltsplans um 0,34 Mio. EUR auf rd. 10,4 Mio. EUR.

h Minderausgabe bei den sächlichen Verwaltungsausgaben
rd. 11,4 Mio. EUR.

h Globalen Minderausgaben insgesamt 21,8 Mio. EUR.
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HE 2018 - Ausgabenvolumen und -struktur im Einzelplan 05
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HE 2018 e Schülerzahlen nach Schulstufen
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HE 2018 - Entwicklung der Stellen im Schulbereich
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HE 2018 e Streichen von kw-Vermerke im Lehrerstellenbereich

3.299 Stellen (HH 2017) tragen den Vermerk kw zum 1.8.2018.
Verwendung im Haushalt 2018:

h Streichung der 3.299 kw-Vermerke.

h 900 Stellen werden dauerhaft für die Fortführung der Sprachförderung
verwendet.

h 1.648 Stellen werden ohne kw-Vermerk für den Grundbedarf weiter
benötigt.

h 751 Stellen werden für zusätzliche Bedarfe im HE 2018 eingesetzt.
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HE 2018 - Stellenveranschlagung für sonderpädagogische
Unterstützung

4.671 Stellen für die Förderschule Lern- und Entwicklungsstörungen
(Lernen 1 - 10, Emotionale und soziale Entwicklung, Sprache P und Sek. I)

h 3.486 Stellen für den Grundbedarf,

h 254 Stellen für den Ganztag,

h 161 Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf für die Förderung der
Schülerinnen und Schüler mit den Förderschwerpunkten emotionale und
soziale Entwicklung oder Sprache (Mehrbedarf I),

h 770 Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf für die Unterstützung der
Schülerinnen und Schüler mit einer besonderen Ausprägung des
Förderschwerpunkts emotionale und soziale Entwicklung (Mehrbedarf II),

h >NRWN m>XWT^[[NWcl VNQ[ KNR MN[ 6N`R[]\LQJO]^WP(
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HE 2018 - Inklusion

Lern- und Entwicklungsstörungen (allgemeine Schule)

h 66 Stellen für das bisherige LES-Budget durch Entkopplung von der
Schülerzahlentwicklung $mdKN[[XUU^WPl%(

h 130 Stellen für die Aufstockung der Ressourcen für die Inklusion durch
Aussetzen der bisherigen Anrechnung des Minderbedarfs insbesondere bei
den auslaufenden integrativen Lerngruppen

h 5.577 Stellen für Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen für das neue
Stellenkontingent Inklusion für Lern- und Entwicklungsstörungen.

Anlage 1 zu TO
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HE 2018 - Inklusion

Inklusion außerhalb der Lern- und Entwicklungsstörungen
(allgemeine Schule)

h Unveränderte Doppelzählung.

h 8.618 (9.140) Schülerinnen und Schüler außerhalb der Lern- und
Entwicklungsstörungen an allgemeinen Schulen erwartet.

h 1.388 (1.467) Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf für das Gemeinsame
Lernen behinderter und nicht behinderter Kinder außerhalb der Lern- und
Entwicklungsstörungen.

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 15
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HE 2018 - Inklusion

Verbesserungen bei der Inklusion (allgemeine Schule)

h 330 Tarifstellen für Multiprofessionelle Teams zur Unterstützung der
Inklusion in der Sekundarstufe I.

h 400 Stellen für allgemeine Lehrkräfte für die Stärkung und Unterstützung
der inklusiven Schulen. Anlage 1 zu TO

P 1, Seite 16
Landtag N

ordrhein-W
estfalen
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HE 2018 - Schulpolitische Schwerpunkte

Grundschulen

h 600 Stellen für die sozialpädagogischen Fachkräfte in der flexiblen
Schuleingangsphase.

h Gemeinsam mit dem Anteil der Stellen für sonderpädagogische Förderung
werden die Rahmenbedingungen für die Arbeit an den Grundschulen
gestärkt.

Berufskollegs

h 250 zusätzliche Lehrerstellen für die Berufskollegs.

h Bessere Unterstützung der Berufskollegs.

h ,** E]NUUNW m9R] 9g[ @NQ[l(
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HE 2018 - Schulpolitische Schwerpunkte

Schulscharfe und flächendeckende Erhebung des Unterrichtsausfalls

h 183 Stellen zur Kompensation der mit der flächendeckenden
Unterrichtsausfallstatistik und der Detailerhebung verbundenen Aufwände.

h Eine zusätzlichen Entlastungsstunde für jede teilnehmende Schule zum
Schuljahr 2018/19.

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 18
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HE 2018 e Fortführung bestehender Maßnahmen

h 263 zusätzliche Stellen für die Absenkung des Klassenfrequenzrichtwertes
von 28 auf 27 in den Eingangsklassen der Sekundarstufe I an Realschulen,
Gymnasien und Gesamtschulen. Insgesamt 1.323 Stellen im HE 2018.

h 70 zusätzliche Stellen für die Fortführung der Maßnahmen des
Ausbildungskonsenses. Insgesamt 490 Stellen im HE 2018.

h 50 zusätzliche Stellen für den erhöhten Differenzierungsbedarf bei
Islamischen Religionsunterricht. Insgesamt 250 Stellen im HE 2018.

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 19
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HE 2018 - Stellen und Mittel für die OGS

Wxippir#yrh#Qmxxip

#jv#hmi#SKW

Weglqmxxip

Leytxkvytti#8#

^y{irhyrkir

Leytxkvytti#9#
Kiweqx

LL#534;#

+63;1933#Tpèx~i,
51=37#Wxippir \_aS`b_S[[[ X ][[S[[[ X ^[bS]c[S_[[ X _`_S[`_S_[[ X

Eywjmrer~mivyrk 0 \S`^[S[[[ X 0 \ Ŝ`daS[[[ X \ S̀\]aS[[[ X
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HE 2018 e Weitere Verbesserungen

h Anhebung der Besoldung der Konrektorinnen und Konrektoren an
Grund- und Hauptschulen auf Bes.Gr. A 13 mit Zulage (12 Mio. EUR).

h Erhöhung der Mittel für den Arbeits- und Gesundheitsschutz
(Betriebsärztlicher Dienst) um 5,6 Mio. EUR.

h Aufstockung der Mittel für Lehrerfortbildung um 1,6 Mio. EUR.

h Lehrerwerbe- und Imagekampagne 2 Mio. EUR.

Anlage 1 zu TO
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HE 2018 e Integration

h Streichen von 900 kw Vermerken bei der Sprachförderung.

h FerienIntensivTraining - FIT in Deutsch
(2,15 Mio. EUR für 450 Kurse).

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 22
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HE 2018 e Digitalisierung in Lehrerausbildung und Schule

h IT-Infrastruktur ZfsL - Sachmittel
(Kapitel 05 075 Titel 547 10/812 10) 2,25 Mio. EUR.

h IT-Infrastruktur ZfsL k Personalmittel für 6 zusätzliche Stellen
(Kapitel 05 075 Titel 428 01) 0,34 Mio. EUR.

h 25 Stellen für Medienberaterinnen und Medienberater
(Kapitel 05 300 Titel 422 01) 0,52 Mio. EUR.

h 11 Stellen für Datenschutzbeauftragte
(Kapitel 05 300 Titel 422 01) 0,23 Mio. EUR.

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 23
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HE 2018 e Sonstige Verbesserungen im Sachhaushalt

h Auswärtige Unterbringung bei Blockbeschulung (8,4 Mio. EUR).

h Ersatzschulen (67,6 Mio. EUR).

h Zuschüsse Aufstiegsfortbildungsförderung (7,2 Mio. EUR).

h Inklusionspauschale (20 Mio. EUR).

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 24
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HE 2018 e Stellenzuwachs im Ministerium

18 neue Planstellen und Stellen für bildungspolitische
Schwerpunkte, u.a. für die Bereiche

h Erhebung des Unterrichtsausfalls

h Inklusion

h G8 / G 9

h Digitalisierung

Anlage 1 zu TO
P 1, Seite 25
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Schlussbemerkungen
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Sprechzettel

der Ministerin für Schule und Bildung

des Landes Nordrhein-Westfalen,

Yvonne Gebauer

TOP 1

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des

Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2018

(Haushaltsgesetz 2018)

i Einführung in den Einzelplan 05 i
(Erläuterungsband EP 05: Vorlage 17/264 )

Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 17/800

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze

und zur Überleitung der vorhandenen Konrektorinnen und

Konrektoren von Grundschulen und Hauptschulen

(Haushaltsbegleitgesetz 2018)

Gesetzentwurf der Landesregierung

Drucksache 17/1111

Ausschuss für Schule und Bildung

am 22. November 2017

7 Es gilt das gesprochene Wort. 7
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Folie 2 i Eckdaten Landeshaushalt 2018

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

Mein Kollege und Finanzminister Lutz

Lienenkämper hat am 15. November den

Haushaltsentwurf der Landesregierung für

das Haushaltsjahr 2018 in den Landtag

eingebracht.

Er hat für die Landesregierung deutlich

gemacht, dass mit diesem ersten

Gestaltungshaushalt Konsolidierung,

Modernisierung und Investitionen in die

Zukunft in den Mittelpunkt gestellt werden.

Ich möchte zu Beginn meiner Einführung in

den Einzelplan 05 daher kurz die Eckdaten

des Landeshaushalts 2018 nennen:

Anlage 2 zu TOP 1
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' Das Ausgabenvolumen des

Gesamthaushalts beträgt rund 74,5

Mrd. EUR.

' Die Nettoneuverschuldung wird mit 0

EUR kalkuliert. Damit ist der

Haushaltsentwurf 2018 der erste

Landeshaushalt seit 1973, der ohne

neue Kredite auskommt.

' Das ist auch ein wichtiger Beitrag zur

Generationengerechtigkeit gegenüber

den heutigen Schülerinnen und

Schülern.
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Folie 3 i Gesamtausgaben

Landeshaushalt 2018

Mit einem Anteil von rund 24,18 Prozent an

den Gesamtausgaben ist der Einzelplan 05

der größte Einzeletat.
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Folie 4 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Das Ausgabenvolumen des Einzelplans 05

beträgt über 18 Mrd. EUR und ist damit um

rund 229 Millionen EUR höher als im

Haushaltsjahr 2017.

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie sehen, dass die Personalausgaben r

hierzu zählen neben den Gehältern für die

aktiv Beschäftigten die

Versorgungsausgaben sowie Beihilfen und

Fürsorgeleistungen r um rund 118,4 Mio.

EUR ansteigen.
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Folie 5 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Dies liegt insbesondere daran, dass

' die zusätzlichen Stellen des

Haushalts 2017 ausfinanziert werden,

' 1.303 neue Stellen im Schulbereich

anteilig finanziert werden,

' die Anhebung der Besoldung der

Konrektorinnen und Konrektoren an

Grund- und Hauptschulen berücksichtigt

worden ist

und

' die Zahl der

Versorgungsempfängerinnen und

Versorgungsempfänger gestiegen ist.
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Der Anstieg der Personalausgaben wird

gedämpft, weil das sog. Schulbudget um

145 Mio. EUR auf Grund von

Minderausgaben im Zusammenhang mit

der Altersteilzeit reduziert wurde.
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Folie 6 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Die sächlichen Verwaltungsausgaben

steigen um rund 8,6 Mio. EUR. Ursächlich

sind insbesondere

' die Durchführung einer Kampagne zur

Gewinnung weiterer Lehrkräfte und

' die Erhöhung der Fortbildungsmittel.

' Zudem werden zusätzliche Mittel zur

Verbesserung der digitalen Infrastruktur

und für E-Government bereitgestellt.
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Folie 7 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Die Zuweisungen und Zuschüsse steigen

um rund 99,8 Mio. EUR an. Dies betrifft

vorwiegend Mehraufwendungen für den

Offenen Ganztag und das

FerienIntensivTraining (FIT in Deutsch).

Weitere Mehrausgaben entstehen durch die

Gewährung von Zuschüssen zu den Kosten

für die auswärtige Unterbringung bei der

Blockbeschulung von Auszubildenden und

bei der Ersatzschulfinanzierung.

Die Ausgaben für Investitionen steigen um

rd. 1,6 Mio. EUR und damit um über 50 %.

Das ist vorrangig auf die Investitionen zur

Verbesserung der digitalen Infrastruktur in

den ZfSL zurückzuführen.
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Folie 8 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Die besonderen Finanzierungsausgaben

werden um 0,34 Mio. EUR reduziert und

betragen somit 10,4 Mio. EUR.

Es handelt sich dabei um eine Globale

Minderausgabe zum anteiligen Ausgleich

des Haushalts, die zusätzlich zu der

Minderausgabe bei den sächlichen

Verwaltungsausgaben von rd. 11,4 Mio.

EUR im Einzelplan 05 im Jahr 2018

erwirtschaftet werden muss.

Insgesamt ergeben sich also rund 21,8 Mio.

EUR an Globalen Minderausgaben im

Einzelplan 05.
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Folie 9 i Ausgabenvolumen und

Ausgabenstruktur Einzelplan 05

Meine Damen und Herren,

der Einzelplan 05 ist und bleibt durch seine

hohen Personalausgaben gekennzeichnet.

Die Personalausgaben einschließlich der

Versorgungsausgaben und der

Beihilfeleistungen machen einen Anteil von

rund 86,6 Prozent aus.

Der Anteil der sächlichen

Verwaltungsausgaben beläuft sich auf 0,46

Prozent, der Anteil der Zuweisungen und

Zuschüsse r hier sind die Zuschüsse an die

Ersatzschulen mit berücksichtigt r beträgt

rund 13 Prozent.
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Meine Damen und Herren,

Dies waren die Zahlen, die in Kürze den

Haushaltsentwurf 2018 für den Einzelplan

05 umreißen.

Zu jeder Einbringung des Haushaltsentwurfs

des Einzelplans 05 gehört auch der Ausblick

auf die erwarteten Schülerzahlen.

Anlage 2 zu TOP 1
Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 70 - 
 

APr 17/89
 



! 13

Folie 10 i Schülerzahlentwicklung

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich komme daher nun zur

Schülerzahlentwicklung im Vergleich der

Haushaltsjahre 2017 und 2018.

Und damit zu der Frage: Wie werden sich

die Schülerzahlen an öffentlichen Schulen

voraussichtlich entwickeln, von welchen

Prognosen geht der Haushaltsentwurf 2018

aus?

Die Aufstellung des Haushaltsentwurfs 2018

basiert auf der aktuellen

Schülerzahlprognose auf Basis der

Amtlichen Schuldaten für das Schuljahr

2016/2017 (sog. Oktoberstatistik zum

Stichtag 15.10.2016).
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Die Prognosen für den Haushaltsentwurf

2018 gehen davon aus, dass die

Schülerzahl der öffentlichen Schulen 2018

insgesamt gegenüber dem Haushalt 2017

um 18.792 oder um 0,8 Prozent auf rund

2.313.700 sinkt.

Vergleichszahl ist dabei die Schülerzahl des

Haushalts 2017, die auf Basis der Amtlichen

Schuldaten 2015 prognostiziert wurde.

In der Primarstufe wird gegenüber dem

Haushalt 2017 eine um 5.073 oder 0,8

Prozent niedrigere Schülerzahl

prognostiziert.

Sie liegt bei 630.884.

In der Sekundarstufe I gehen wir in den

beteiligten Schulformen im Saldo von rund

14.230 Schülerinnen und Schülern weniger

aus als beim Haushalt 2017.
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Das ist ein Minus von 1,6 Prozent.

In der Sekundarstufe II liegt die Zahl der

Schülerinnen und Schüler an

allgemeinbildenden Schulen mit insgesamt

voraussichtlich plus 5.839 oder 2,6 Prozent

höher als beim Haushalt 2017.

In den Weiterbildungskollegs werden etwa

1.780 Schülerinnen und Schüler weniger

erwartet als beim Haushalt 2017, das

entspricht einem Minus von 7,9 Prozent.

Die Schülerzahlprognose für die

Förderschulen steigt geringfügig und geht

von plus 439 Schülerinnen und Schülern

aus (plus 0,7 Prozent).

In den Berufskollegs werden etwa 3.986

Schülerinnen und Schüler weniger erwartet

als beim Haushalt 2017, das entspricht

einem Minus von 0,8 Prozent.
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Folie 11 i Entwicklung der Stellen im

Schulbereich

Meine Damen und Herren,

im Haushaltsentwurf 2018 steigt die

Stellenzahl in den Schulkapiteln gegenüber

dem Haushalt 2017 im Saldo um 1.283

Stellen.

Unter Berücksichtigung der Mehr- und

Ausgleichsbedarfe steigt die Stellenzahl in

der Grundschule, in der Sekundarschule, in

der Gesamtschule, im Bereich der Inklusion

und an den Berufskollegs.

In den übrigen Schulformen sinkt

schülerzahlbedingt die Lehrerstellenzahl.
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Folie 12 i Streichen der kw-Vermerke im

Lehrerstellenbereich

Im Haushalt 2017 waren 3.299 Planstellen

mit einem kw-Vermerk zum 01.08.2018

ausgewiesen.

' Diese kw-Vermerke noch von Rot-Grün

werden mit dem Haushaltsentwurf 2018

gestrichen.

' 900 kw-Vermerke waren bei den Stellen

für die Sprachförderung vorgesehen.

Die Stellen stehen damit nun dauerhaft

für diesen Zweck zur Verfügung.

' 1.648 Stellen werden für die Abdeckung

des Grundbedarfs weiter benötigt.

' 751 Stellen konnten für neue oder

zusätzliche Bedarfe im

Haushaltsentwurf 2018 verwendet

werden.
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Folie 13 i Stellenveranschlagung für

sonderpädagogische Unterstützung

Meine Damen und Herren,

Investitionen in die Bildung sind, das wissen

Sie, Investitionen in die Zukunft.

Wir investieren in die Kinder und in die

Köpfe und wollen somit den Aufstieg durch

Bildung ermöglichen.

Ein zentrales Thema ist die Frage, wie die

sonderpädagogische Unterstützung von

Kindern mit Handicap künftig gestaltet

werden kann.

Inklusion muss qualitativ so gestaltet

werden, dass sie von den Menschen als

gesellschaftlicher Gewinn wahrgenommen

wird.
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Wir wollen daher die Qualität in den

Mittelpunkt stellen und die

Rahmenbedingungen für die inklusiven

Schulen verbessern.

Die Ressourcen, die wir für die Inklusion

bereitstellen, sollen konzentrierter und

zielgenauer eingesetzt werden.

Ich bin in diesem Zusammenhang davon

überzeugt, dass sich die bisherige Form des

Stellenbudgets im Bereich der Lern- und

Entwicklungsstörungen in der Praxis nicht

bewährt hat.

Förderschulen und allgemeine Schulen

haben in der Vergangenheit um eine

begrenzte Ressource konkurriert.

Mir ist aber wichtig, dass kein Förderort zu

Lasten des anderen geht.
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Mit dem Haushaltsentwurf 2018 wird daher

der Lehrerstellenbedarf der Förderschulen

im Bereich der Lern- und

Entwicklungsstörungen nach der

geltenden Schüler/Lehrer-Relation (sowie

natürlich der entsprechenden Mehrbedarfe

und Ganztagszuschläge) im Haushalt

wieder gesondert veranschlagt werden.

In der Summe sind für den Grundbedarf

sowie die entsprechenden Mehrbedarfe und

Ganztagszuschläge im Haushaltsentwurf

2018 für rd. 34.685 Schülerinnen und

Schüler 4.671 Stellen vorgesehen.

Im Einzelnen werden

' 3.486 Stellen für den Grundbedarf

vorgesehen,

' 254 Stellen für den Ganztag,
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' 161 Stellen für den

Unterrichtsmehrbedarf für die

Förderung der Schülerinnen und

Schüler mit den Förderschwerpunkten

emotionale und soziale Entwicklung

und Sprache (Mehrbedarf I) sowie

' 770 Stellen für den

Unterrichtsmehrbedarf für die

Unterstützung der Schülerinnen und

Schüler mit einer besonderen

Ausprägung des Förderschwerpunkts

emotionale und soziale Entwicklung

(Mehrbedarf II).

Sollte sich die Schülerzahl an diesen

Förderschulen zum Zeitpunkt der

Stellenzuweisung anders darstellen als

derzeit prognostiziert, erfolgt eine

Nachsteuerung unter Berücksichtigung des

Gesamtstellenrahmens.
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Bedarfssteigerungen an den Förderschulen

gehen damit nicht mehr zu Lasten der

Ressourcen für die Inklusion an allgemeinen

Schulen.

Die bisherige Bewirtschaftung der Stellen für

Förderschulen und für die allgemeinen

Schulen aus einem regionalen

Stellenbudget im Bereich der Lern- und

Entwicklungsstörungen wird somit beendet.

Die grundsätzliche Entscheidung, dass

Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an

sonderpädagogischer Unterstützung, die die

allgemeine Schule besuchen, auch beim

Stellengrundbedarf der jeweiligen Schulform

mit berücksichtigt werden, bleibt

unangetastet.

Diesen Ansatz finde ich auch richtig.
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Auch wird unterstrichen, dass Schülerinnen

und Schüler mit Bedarf an

sonderpädagogischer Unterstützung

gleichberechtigt wie die übrigen

Schülerinnen und Schüler auch zur

allgemeinen Schule gehören.
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Folie 14 i Inklusion

Für die Unterstützung der allgemeinen

Schulen wird der Unterrichtsmehrbedarf für

die sonderpädagogische Unterstützung als

tStellenkontingent Inklusion für Lern- und

<^dgYS[\e^Wccdnbe^WU^ %Q\\WU]UY^U JSXe\U&s

veranschlagt.

Unter Berücksichtigung der Mechanismen

zu Ermittlung des ehem. LES-Budgets der

Vorgängerregierung wäre die Anpassung an

die allgemeine Schülerzahlentwicklung

erfolgt.

Dies hätte eine Absenkung im ehem. LES-

Budget um 66 Stellen erforderlich gemacht.

Ich habe diese Anpassung in der

Vergangenheit schon kritisiert.
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Dieser Mechanismus wird nicht fortgeführt,

diese Stellen bleiben für die Schulen daher

erhalten.

Des Weiteren wurden Minderbedarfe, die

sich aus dem Auslaufen der Integrativen

Lerngruppen ergeben und bei den Stellen

zur Steigerung der Berufsfähigkeit in den

Förderschulen entstanden sind, in der

Vergangenheit auf zusätzliche

Stellenbedarfe der Inklusion angerechnet.

Auch diese Anrechnung führe ich so nicht

fort.

Diese 130 Stellen werden vielmehr in das

neue Stellenkontingent Inklusion für Lern-

und Entwicklungsstörungen (allgemeine

Schule) entsprechend überführt.
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Für die sonderpädagogische Unterstützung

der allgemeinen Schule für Lern- und

Entwicklungsstörungen stehen damit im

Schuljahr 2018/2019 5.577 Stellen zur

Verfügung.

196 Stellen, die bei Fortführung der

Anpassungsregeln der Vorgängerregierung

weggefallen wären, bleiben somit erhalten.
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Folie 15 iInklusion

Unverändert erfolgt die Veranschlagung der

Stellen für den Unterrichtsmehrbedarf

außerhalb der Lern-und

Entwicklungsstörungen.

Hier bleibt es bei der Doppelzählung.

Nach der Auswertung der Amtlichen

Schuldaten vom 15.10.2016 ist allerdings

davon auszugehen, dass laut Prognose die

Schülerzahl im Bereich der

Förderschwerpunkte Geistige Entwicklung,

Körperliche und Motorische Entwicklung,

Hören und Kommunikation sowie Sehen, die

eine allgemeine Schule besuchen werden,

gegenüber der Prognose zum Haushalt

2017 um 522 Schülerinnen und Schüler

niedriger liegen wird.
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Der Stellenbedarf für die

sonderpädagogische Unterstützung sinkt

entsprechend um 79 Stellen, die Stellen

aber verbleiben im Gesamtsystem.
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Folie 16 i Inklusion

Die Veränderung in der

Veranschlagungspraxis im Bereich der Lern-

und Entwicklungsstörungen reicht nicht aus,

um die Rahmenbedingungen für die

Inklusion so zu verändern, dass sich künftig

deutliche, qualitative Verbesserungen

zeigen werden.

Wir wollen für inklusiv arbeitende Schulen

aber eine spürbar bessere Unterstützung

erreichen.

Neben den benötigten Stellen für Lehrkräfte

für sonderpädagogische Förderung werden

daher mit dem Haushaltsentwurf 2018

weitere personelle

Unterstützungsmaßnahmen initiiert.

Im Haushaltsentwurf 2018 werden 330

jecmdj\YSXU JdU\\U^ Vob t]e\dY`b_VUccY_^U\\U

KUQ]cs UY^Werichtet.
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Diese Stellen, die für andere Professionen

als Lehrkräfte vorgesehen sind, sollen

gerade inklusiven Schulen der

Sekundarstufe I zugutekommen, die auch

mit Blick auf sozialräumliche

Rahmenbedingungen vor besonderen

Herausforderungen stehen.

Außerdem werden 400 Stellen für

allgemeine Lehrkräfte zusätzlich

fUbQ^cSX\QWd' TQ]Yd Y^ tY^[\ecYfU^ JSXe\U^s

Differenzierungsangebote besser ermöglicht

werden können.
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Folie 17 i Schulpolitische Schwerpunkte

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Rahmenbedingungen für einen

bestmöglichen Unterricht in der Grundschule

müssen verbessert werden.

Vor dem Hintergrund des aktuellen

Lehrerarbeitsmarktes ist dieses Anliegen

nicht nur für mich, sondern für uns alle eine

besondere Herausforderung.

Es lohnt sich aber, über den Tellerrand

hinauszuschauen.

Es gibt seit langer Zeit positive Erfahrungen

mit der Einbindung von

sozialpädagogischen Fachkräften in der

flexiblen Schuleingangsphase der

Grundschulen.
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Diesen Ansatz werden wir mit dem

Haushaltsentwurf 2018 weiterentwickeln und

verstärkt in die Fläche bringen.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 wird die

Zahl der Stellen für sozialpädagogische

Fachkräfte in der flexiblen

Schuleingangsphase um 600 Stellen erhöht.

Die Stellenzahl wird damit mehr als

verdoppelt und steht den Grundschulen

zusätzlich zur Verfügung.

Das ist ein ganz wichtiger Schritt, um die

Rahmenbedingungen für die Lehrkräfte an

Grundschulen deutlich zu verbessern.

Grundschulen sollen so in die Lage versetzt

werden, Kinder von Beginn an besser

individuell fördern zu können.
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Durch diese zusätzlichen Tarifstellen

reagieren wir auch auf die schwierige

Stellenbesetzungssituation an

Grundschulen.

Neben den Grundschulen ist mir auch die

berufliche Bildung ein besonderes Anliegen.

Sie ist das Fundament für die Sicherung des

Fach- und Führungskräftenachwuchses in

Nordrhein-Westfalen.

Unsere Berufskollegs müssen fair behandelt

und wieder deutlich stärker unterstützt

werden.

Der Haushaltsentwurf 2018 sieht nun in

einem ersten Schritt vor, den Berufskollegs

250 Stellen zusätzlich zur Verfügung zu

stellen.
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Für die vorläufige Fortführung des

Programms "Fit für Mehr" in seiner jetzigen

Ausgestaltung, mit dem ein Bildungsangebot

für geflüchtete 18-25-jährige neu

Zugewanderte am Berufskolleg eingerichtet

ist, werden 200 Stellen zusätzlich

bereitgestellt.

Anlage 2 zu TOP 1
Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 92 - 
 

APr 17/89
 



! 35

Folie 18 iSchulpolitische Schwerpunkte

Wir wollen eine flächendeckende und

schulscharfe Unterrichtsausfallstatistik

etablieren.

Den Unterrichtsausfall künftig transparent

und umfänglich zu erfassen, verursacht bei

den Schulen aber auch

Erhebungsaufwände.

Damit diese nicht zu einer zusätzlichen

Belastung der Schulleitungen und Lehrkräfte

werden, wird die erforderliche Entlastung

auch mit zusätzlichen Stellen hinterlegt.

Jede teilnehmende Schule erhält zum

Ausgleich eine Entlastungsstunde. Das

entspricht landesweit 183 Lehrerstellen.
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Folie 19 i HE 2018 iFortführung

bestehender Maßnahmen:

Meine Damen und Herren,

Ziel der Landesregierung bleibt es, die

Stellenausstattung der Schulen weiter zu

verbessern.

' So führe ich selbstverständlich die

Verbesserung der

Klassenfrequenzrichtwerte in der

Sekundarstufe I der Realschulen,

Gymnasien und Gesamtschulen weiter

fort.
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' 263 Stellen werden für die Absenkung

des Klassenfrequenzrichtwertes von 28

auf 27 in der Sekundarstufe I der

Realschulen, Gymnasien und

Gesamtschulen bereitgestellt, woran

damit im kommenden Schuljahr

2018/2019 die Jahrgangsstufen 5 bis 9

partizipieren.

' Damit werden die Klassengrößen

schrittweise weiter abgesenkt.

' Insgesamt werden damit hierfür 1.323

Stellen aufgewendet.

' Auch die Maßnahmen des

Ausbildungskonsenses werden mit 70

zusätzlichen Stellen weitergeführt.

Hierfür stehen dann insgesamt 490

Stellen zur Verfügung.
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' Für den erhöhten

Differenzierungsbedarf, der durch den

Islamischen Religionsunterricht

entsteht, werden weitere 50 Stellen

eingesetzt. Insgesamt stehen damit 250

Stellen bereit.
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Folie 20 i Stellen und Mittel für die

Offene Ganztagsschule

Wir wollen die Flexibilisierung der Offenen

Ganztagsschule erhöhen und ihren

quantitativen Ausbau fortführen.

Die Frage der Stärkung der Qualität in der

Offenen Ganztagsschule wollen wir im

Dialog mit Trägern, Kommunen und der

Freien Wohlfahrtspflege weiterentwickeln

und voranbringen.

Für die Offene Ganztagsschule im

Primarbereich werden 26,67 Mio. EUR

zusätzlich bereitgestellt.

Damit finanzieren wir den

Platzzahlaufwuchs auf die Rekordzahl von

315.600 Plätzen hier bei uns in NRW.

Das sind 8.000 Plätze mehr als im Jahr

2017.
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Hierfür sind zudem 78 zusätzliche

Lehrerstellen erforderlich.

Seit 2016 erfolgt jährlich die Erhöhung der

Fördersätze um 3 %.

Dies wird mit dem Haushaltsentwurf 2018

fortgeführt.

Aber um das Fundament der Finanzierung

und damit die Qualität des Offenen

Ganztags zu verbessern, erhöhen wir die

Fördersätze ab dem Schuljahr 2018/2019

darüber hinaus mit diesem Haushalt um

weitere 3 %.

Insgesamt erreicht der offene Ganztag im

Primarbereich im Haushaltsentwurf 2018

damit ein Ausgabenvolumen von über 480

Mio. EUR.
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Folie 21 i Weitere Verbesserungen

Lehrkräfte verdienen unsere Wertschätzung,

unsere Unterstützung und unseren Respekt.

Wir schließen die Gerechtigkeitslücke bei

der Konrektorenbesoldung an Grund- und

Hauptschulen mit dem Haushaltsentwurf

2018.

Das Haushaltsbegleitgesetz sieht vor, die

Ämter der stellvertretenden Schulleitungen

neu zu bewerten.

Die Besoldung der Konrektorinnen und

Konrektoren an Grund- und Hauptschulen

wird auf die Bes.Gr. A 13 plus Amtszulage

angehoben.

Im Haushaltsentwurf 2018 sind dafür

zusätzliche Besoldungsmittel in Höhe von

rd. 12 Mio. EUR und die entsprechenden

Stellenhebungen vorgesehen.
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Meine Damen und Herren,

gute Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte sind

Teil der Wertschätzung und ebenso

Voraussetzung für die Gewinnung

hochqualifizierter Nachwuchskräfte.

Die Gesundheitsförderung unserer

Lehrkräfte ist mir in meiner Verantwortung

als oberste Dienstvorgesetzte auch ein sehr

wichtiges Anliegen.

Hierzu gehören auch Maßnahmen des

Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

Die Mittel für den Ausbau des

betriebsärztlichen Dienstes werden mit dem

Haushaltsentwurf 2018 um über 5,6 Mio.

EUR erhöht.

Mit dieser Aufstockung kann der betriebliche

Gesundheitsschutz in den Schulen

bedarfsgerecht ausgebaut werden.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Zur Unterstützung der Schulen und

Lehrkräfte zählt auch unser Ziel einer

Fortbildungsoffensive.

Hierfür werden die Ausgaben für

Lehrerfortbildungsmaßnahmen um 1,6 Mio.

EUR erhöht.

Die zusätzlichen Mittel sind insbesondere für

Maßnahmen im Bereich der Digitalisierung,

der Inklusion und der Integration

vorgesehen.

Die staatliche Lehrerfortbildung soll aber

auch in Bezug auf Qualität,

Bedarfsorientierung, Alltagstauglichkeit und

Nachhaltigkeit überprüft und

weiterentwickelt werden.
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Meine Damen und Herren,

auch wenn ein Schwerpunkt bei der

Ausbringung zusätzlicher Stellen im

Haushaltsentwurf 2018 die Unterstützung

der Schulen durch andere Professionen ist,

dürfen unsere Anstrengungen bei der

Stellenbesetzung jedoch nicht nachlassen.

Wir werden in diesem Zusammenhang im

Jahr 2018 eine schon mehrfach

angekündigte Werbe- und Imagekampagne

für den Lehrerberuf starten.

Hierfür sind zusätzliche Mittel in Höhe von 2

Mio. EUR für die Öffentlichkeitsarbeit

eingesetzt.
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Folie 22 i Integration

Wir wollen und werden die Schulen bei der

anspruchsvollen Aufgabe der Integration

weiter unterstützen.

Die Vorgängerregierung hat im Bereich der

Sprachförderung in den vergangenen

beiden Haushalten 1.200 zusätzliche Stellen

geschaffen, die aber mit einem kw-Vermerk

versehen waren.

900 kw-Vermerke sollten zum 01.08.2018

fällig sein, die Stellen also abgebaut werden.

Diese kw-Vermerke werden gestrichen, das

heißt, die Stellen stehen damit dauerhaft zur

Verfügung.
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Wir wollen bei der Integration verstärkt die

Ferienzeit für die Sprachförderung nutzen

und das FerienIntensivTraining für neu

zugewanderte junge Menschen weiter

ausbauen.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 werden

hierfür 2,15 Mio. EUR zusätzlich

bereitgestellt.

Damit können wir im Jahr 2018 in den

Ferien (ab den Osterferien) 450 Kurse

bezuschussen.
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Folie 23 i Digitalisierung in

Lehrerausbildung und Schule

Meine Damen und Herren,

Sie wissen, die Digitalisierung findet in der

gesamten Lebenswelt statt.

Schülerinnen und Schüler müssen durch

kompetente Lehrkräfte auf diese Lebenswelt

vorbereitet werden.

Schulen und Lehrkräfte benötigen neben der

besseren Ausstattung vor allem auch

fachliche Unterstützung.

Ebenso wichtig ist die Qualifikation

zukünftiger Lehrkräfte.

Im Rahmen der Lehrerausbildung werden

Ausbildungsangebote für die

Lehramtsanwärterinnen und -anwärtern im

Vorbereitungsdienst erarbeitet.
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Seit 2016 existiert das mehrjährige

Programm zur Verbesserung der IT-

Infrastruktur der 33 Zentren für die

schulpraktische Lehrerausbildung in NRW,

um auch die technischen Voraussetzung für

diese Anforderung an die Lehrerausbildung

zu schaffen.

Dabei ging und geht es um breitbandige

Internetzugänge, leistungsstarke WLAN-

Anlagen, Notebooks und digitale Medien.

Die Mittel für dieses mehrjährige Programm

werden mit dem Haushaltsentwurf 2018 um

2,25 Mio. EUR erhöht.

Zudem sieht der Haushaltsentwurf 2018

eine Verpflichtungsermächtigung für die

kommenden Jahre in Höhe von über 7 Mio.

EUR vor.

Insgesamt fließen über 13,9 Mio. EUR in

dieses wichtige Programm.
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Das ist deutlich mehr als die

Vorgängerregierung noch eingeplant hatte.

Die Zentren für die schulpraktische

Lehrerausbildung benötigen zudem weitere

IT-Fachkräfte, die diese IT-Infrastruktur

schaffen und begleiten.

Es werden daher 6 neue Stellen

diesbezüglich geschaffen.
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Meine Damen und Herren,

die Schulen benötigen, um der Dynamik des

digitalen Wandels gerecht zu werden,

zudem Unterstützung durch

Fortbildungsangebote.

Die Medienberaterinnen und Medienberater

in den Kompetenzteams leisten dabei

wertvolle Arbeit, da sie bereits jetzt die

Schulen bei der Entwicklung von

fachbezogenen Lernmittelkonzepten

begleiten.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 werden 25

zusätzliche Stellen für Medienberaterinnen

und Medienberater zur Verfügung gestellt.

In einer digitalen Welt müssen auch die

Belange des Datenschutzes berücksichtigt

werden.
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Dies gilt auch für den Datenschutz in den

Schulen.

Die behördlichen Datenschutzbeauftragen

unterstützen und beraten hierbei die

Schulleitungen.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 werden für

die behördlichen Datenschutzbeauftragten

bei den Schulämtern 11 zusätzliche Stellen

bereitgestellt.

Dies entspricht einer Verdopplung der

bisherigen Ressourcen.
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Folie 24 i Sonstige Verbesserungen im

Sachhaushalt

Die privaten Ersatzschulen sind

gleichberechtigter Teil des öffentlich

verantworteten Schulsystems in Nordrhein-

Westfalen.

Diese Schulen in freier Trägerschaft

bereichern unser Schulangebot in NRW.

Die hohe Zahl von Ersatzschulen im Land

stellt einen pädagogischen Zugewinn dar,

der unverzichtbar ist.

Sie nehmen selbstverständlich an den

Verbesserungen des Haushalts wie z. B. der

Absenkung des Klassenfrequenzrichtwerts

entsprechend teil.

Für die Bezuschussung der privaten

Ersatzschulen werden im Jahr 2018 rund

67,6 Mio. EUR zusätzlich bereitgestellt.
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In der Summe sind damit im

Haushaltsentwurf 2018 über 1,6 Mrd. EUR

für private Ersatzschulen vorgesehen.

Der Berufsschulunterricht in Berufen mit

einer nur geringen Zahl an Auszubildenden

ist aufgrund des großen

Schuleinzugsbereiches nur im

Blockunterricht möglich.

Für einen Teil der Auszubildenden erfordert

dies zusätzliche finanzielle Aufwendungen

durch die auswärtige Unterbringung.

Damit diese Jugendlichen durch ihre

Berufswahl nicht benachteiligt werden,

beteiligt sich das Land künftig an den

zusätzlichen Kosten.

Es werden hierfür 8,4 Mio. EUR zur

Verfügung gestellt.
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Mit dem zum 1. August 2016 in Kraft

getretenen 3. Änderungsgesetz zum

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz

wurden die Leistungen des AFBG weiter

ausgebaut.

Mit höheren Fördersätzen, höheren

Zuschussanteilen und höheren Freibeträgen

bietet das AFBG gleichwertige

Förderbedingungen, wie sie auch

Studierende in Form des BAföG erhalten.

Die Mittel werden daher mit dem

Haushaltsentwurf 2018 um 7,17 Mio. EUR

erhöht.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

i] IQX]U^ TUb .) <fQ\eQdY_^ TUc t>UcUdjUc

zur Förderung kommunaler Aufwendungen

Vob TYU cSXe\YcSXU @^[\ecY_^s dbYVVd TYU

Landesregierung mit dem HE 2018

Vorsorge um die Untersuchungsergebnisse

der Gutachter umzusetzen.

Die Mittel für die Inklusionspauschale

werden um 20 Mio. EUR erhöht.

Zudem besteht weiterhin die Möglichkeit,

den sog. Korb II um 5 Mio. EUR aus dem

Korb I zu verstärken.

Ab 2018 stehen somit 60 Mio. EUR zur

Verfügung.
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Derzeit befindet sich mein Haus in

Abstimmungsgesprächen mit den

Kommunalen Spitzenverbänden, die

hoffentlich bald zu einem positiven Ergebnis

in diesem Zusammenhang führen werden.

Anlage 2 zu TOP 1
Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 114 - 
 

APr 17/89
 



! 57

Folie 25 i Stellenzuwachs im Ministerium

Zum Abschluss möchte ich Sie noch auf die

Stellenentwicklung im Ministerium für Schule

und Bildung aufmerksam machen.

Die Stellenentwicklung in den Ministerien

wurde durch die Opposition mit dem

Nachtrag 2017 schon kritisiert.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 aber

müssen neue Stellen in den Ministerien

geschaffen werden.

Die NRW-Koalition hat mit dem

Koalitionsvertrag deutlich gemacht, dass

gerade im Bereich Bildung eine deutliche

Umsteuerung, eine deutliche Verbesserung

erfolgen soll.

Es gibt zahlreiche Themen, die in dieser

Legislaturperiode auf meiner Agenda stehen

und vorangetrieben werden sollen.

Anlage 2 zu TOP 1
Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 115 - 
 

APr 17/89
 



! 58

Dabei geht es mir um u.a. die Unterstützung

der wichtigen bildungspolitischen Themen

wie z.B. G8/G9, Inklusion, Digitalisierung,

aber auch die Erhebung des

Unterrichtsausfalles.

Um diese bildungspolitischen Schwerpunkte

qualitativ umsetzen zu können, muss im

MSB auch die entsprechende Arbeitskraft

zur Verfügung stehen.

Mit dem Haushaltsentwurf 2018 werden

daher 16 neue Planstellen und zwei

Tarifstellen neu geschaffen.
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Folie 26 i Schlussbemerkungen

Meine Damen und Herren,

ich habe Ihnen hier im Ausschuss am 4.

Oktober die wesentlichen Eckpunkte meiner

Schulpolitik in dieser Legislaturperiode

vorgestellt.

Viele Themen habe ich Ihnen im jetzt

vorliegenden Haushaltsentwurf 2018 mit

konkreten Zahlen belegt.

Dieser Schulhaushalt macht deutlich, dass

Bildung für die Landesregierung hohe

Priorität genießt.

Wir investieren in unsere Schulen, um die

Zukunftschancen der jungen Generation

weiter zu steigern.

Wir investieren, um die

Bildungsgerechtigkeit und

Chancengerechtigkeit zu erhöhen.

Anlage 2 zu TOP 1
Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 117 - 
 

APr 17/89
 



! 60

Ich habe Ihnen damit die wesentlichen

Veränderungen im Einzelplan 05 vorgestellt.

Dies kann selbstverständlich nicht

abschließend sein.

Alle Einzelheiten finden Sie r sehr

ausführlich r in dem Erläuterungsband

(Vorlage 17/264), den meine

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für den

Haushaltsentwurf 2018 erarbeitet haben und

der Ihnen als Vorlage vorliegt.

Sie erhalten selbstverständlich zeitnah den

Entwurf meines Sprechzettels und die

Power-Point-Präsentation zur heutigen

Einbringung des Haushaltsentwurfs des

Einzelplans 05 für das Haushaltsjahr 2018.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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